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KN Nr. 4 Bekanntmachung des Beschlusses 
der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission über die 94. Änderung 
der Dienstvertragsordnung 

Ha n nover, den 27. April 2020

Nachstehend geben wir den Beschluss der  
Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission vom 
23. April 2020 über die 94. Änderung der Dienst-
vertragsordnung bekannt.

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen

- Geschäftsstelle -

R a d t k e

Beschluss der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission 

vom 23. April 2020

94. Änderung der Dienstvertragsordnung

vom 23. April 2020

Aufgrund des § 14 Absatz 2 des Kirchengesetzes 
über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsver-
hältnisse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im 
kirchlichen Dienst (Arbeitsrechtsregelungsgesetz-
ARRG-Kirche) vom 12. Dezember 2017 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 156) hat die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission die Dienstvertrags-
ordnung vom 16. Mai 1983 in der Fassung der 
Bekanntmachung der 61. Änderung vom 10. Juni 
2008 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 70), die zuletzt 
durch die 93. Änderung der Dienstvertragsordnung 
vom 12. Dezember 2019 (Kirchl. Amtsbl. Hannover 
2020 S. 2) geändert worden ist, wie folgt geändert:

Artikel 1
Änderung der Dienstvertragsordnung 

1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:
 Nach der Zeile zur Anlage 9 wird folgende Zeile 

eingefügt:
 „Anlage 10 Regelungen für die Einführung von 

Kurzarbeit aufgrund der COVID-19 Pandemie“.
 2. § 2 wird wie folgt geändert:
 Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 10 ange-

fügt: „(10) Die Regelungen für die Einführung 
von Kurzarbeit aufgrund der COVID-19 Pande-
mie ergeben sich aus Anlage 10.“

3.  Nach Anlage 9 wird folgende Anlage 10 ange-
fügt:

„Anlage 10
(zu § 2 Absatz 10)

Regelungen für die Einführung 
von Kurzarbeit aufgrund der COVID-19 

Pandemie

Nr. 1
Geltungsbereich

(1) Diese Regelungen gelten für Mitarbeiterinnen, 
die in einem ungekündigten Dienstverhältnis 
zu einem Anstellungsträger im Geltungsbereich 
der Dienstvertragsordnung stehen. 

(2) Von der Kurzarbeit ausgenommen sind:
 - Auszubildende, Schülerinnen, Dual Studie-

rende sowie Praktikantinnen,
 - Ausbildende, denen zeitlich überwiegend 

Tätigkeiten der Ausbildung von Auszubil-
denden oder Schülerinnen bzw. der Betreu-
ung von Dual-Studierenden oder Praktikan-
tinnen übertragen sind oder die ausdrücklich 
gegenüber Dritten als Ausbildende, Praxis-
anleitende bzw. Betreuende benannt sind, 
wenn zu erwarten ist, dass diese während des 
Kurzarbeitszeitraumes im bisherigen Umfang 
die Ausbildung bzw. Betreuung durchführen,

 - Mitarbeiterinnen, deren Arbeitsverhältnis 
während des Kurzarbeitszeitraumes auf-
grund Aufhebungsvertrag oder deshalb en-
det, weil ein befristeter Arbeitsvertrag nicht 
verlängert wird,

 - Schwangere Frauen und werdende Väter, die 
Elterngeld in Anspruch nehmen werden, und 
bei denen der Bezug von Kurzarbeitergeld in 
den Bemessungszeitraum des Elterngeldes 
gemäß § 2 BEEG fällt,

 - Geringfügig beschäftigte Mitarbeiterinnen,
 - Mitarbeiterinnen in der Freistellungsphase 

des Altersteilzeitblockmodells.
(3) 1Diese Regelungen gelten nicht für Mitarbeite-

rinnen, wenn zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Regelungen eine einzelvertragliche Ver-
einbarung zur Kurzarbeit abgeschlossen ist, die 
eine Aufstockung auf mindestens 80 Prozent 
des Nettomonatsentgelts im Sinne der Nummer 
5 Absatz 1 regelt. 2Diese Regelungen gelten für 
Mitarbeiterinnen für die Dauer ihrer Laufzeit, 
soweit zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Regelungen eine einzelvertragliche Vereinba-
rung zur Kurzarbeit abgeschlossen ist, die eine 
Aufstockung auf weniger als 80 Prozent des 
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Nettomonatsentgelts im Sinne der Nummer 5 
Absatz 1 regelt, mit der Maßgabe, dass, soweit 
keine Aufstockung auf 80 Prozent des Nettomo-
natsentgelts im Sinne der Nummer 5 Absatz 1 
erreicht wird, der Aufstockungsbetrag im Sinne 
der Nummer 5 Absatz 1 80 Prozent beträgt.

Nr. 2 
Voraussetzungen der Einführung und 

Ausgestaltung der Kurzarbeit

(1) 1Bei Vorliegen der gesetzlichen Vorausset-
zungen gemäß SGB III und Kurzarbeitergeld-
verordnung kann durch den Anstellungsträger 
Kurzarbeit angeordnet werden. 2Die Anordnung 
der Kurzarbeit bedarf der Beteiligung der Mit-
arbeitervertretung im Rahmen des Antragsver-
fahrens nach § 99 SGB III. 3Die gesetzlichen 
Rechte der Mitarbeitervertretung bleiben da-
rüber hinaus bestehen, soweit durch diese Ar-
beitsrechtsregelung keine abschließende Rege-
lung getroffen wird.

(2) 1Über die nähere Ausgestaltung der Kurzarbeit 
schließen der Anstellungsträger und die Mitar-
beitervertretung eine Dienstvereinbarung nach 
§ 36 Absatz 1 MVG-EKD ab. 2In der Dienstver-
einbarung ist mindestens zu regeln:
1. Beginn, Dauer und Umfang der Kurzarbeit,
2. Lage und Verteilung der Kurzarbeit (Redu-

zierung der täglichen Arbeitszeit bzw. Aus-
fall der Arbeitszeit an einzelnen Tagen)

3. der von der Kurzarbeit betroffene Personen-
kreis bzw. die betroffenen Arbeitsbereiche 
der Dienststelle oder Einrichtung.

 3Die Regelungen der Anlage 10 sind abschlie-
ßend und stehen Vereinbarungen auf betrieb-
licher Ebene nicht offen. 4Die jeweiligen Kir-
chenleitungen empfehlen im Einvernehmen mit 
ihren Gesamtausschüssen Muster-Dienstver-
einbarungen zur Verwendung für die örtlichen 
Mitarbeitervertretungen. 5Eine Ausfertigung 
der Dienstvereinbarung ist der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission zur Kenntnis zu 
übersenden.

(3) 1Die Einführung von Kurzarbeit ist mit einer 
Frist von sieben Kalendertagen in betriebsüb-
licher Weise anzukündigen. 2Die angekündigte 
Kurzarbeit kann nur innerhalb einer Frist von 
sechs Wochen nach Ablauf der Ankündigungs-
frist eingeführt werden. 3Nach Ablauf dieser 
Frist ohne Einführung der Kurzarbeit oder 
bei einer mindestens sechswöchigen Unterbre-
chung der Kurzarbeit durch Vollarbeit muss vor 
Aufnahme beziehungsweise Weiterführung der 
Kurzarbeit die Ankündigung wiederholt wer-
den.

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:
 Für den Monat April 2020 gilt Satz 1 mit der 

Maßgabe, dass die Einführung von Kurzarbeit 
mit einer Frist von drei Kalendertagen anzu-
kündigen ist.

Nr. 3
Umfang und Höchstdauer der Kurzarbeit

1Die Kurzarbeit kann in Dienststellen im An-
wendungsbereich der Dienstvertragsordnung sowie 
Teilen derselben, nicht jedoch für einzelne Mitar-
beiterinnen, eingeführt werden. 2Zu den Dienststel-
len nach Satz 1 gehören unter anderem auch die 
eigenwirtschaftlich arbeitenden selbständigen und 
unselbständigen Einrichtungen, eigenbetriebsähn-
liche Einrichtungen sowie sonstige Einrichtungen. 
3Die Kurzarbeit kann für die Dauer von bis zu neun 
Monaten eingeführt werden, sie endet spätestens am 
31. Dezember 2020. 4Die Kurzarbeit kann bis zu ei-
ner Herabsetzung der Arbeitszeit auf null Stunden 
eingeführt werden.

Nr. 4
Anzeige bei der Agentur für Arbeit -

Information der Mitarbeitervertretung

(1) 1Der Anstellungsträger stellt im Falle der Not-
wendigkeit von Kurzarbeit unverzüglich bei der 
zuständigen Agentur für Arbeit die Anträge zur 
Gewährung von Kurzarbeitergeld. 2Die Mitar-
beitervertretung erhält Kopien der dafür erfor-
derlichen Unterlagen.

(2) 1Die Mitarbeitervertretung wird vom Anstel-
lungsträger wöchentlich über die Entwicklung 
der Lage informiert. 2Zur Vorbereitung sind 
der Mitarbeitervertretung frühzeitig die erfor-
derlichen Unterlagen in geeigneter Weise zur 
Verfügung zu stellen. 3Insbesondere ist der Mit-
arbeitervertretung darzulegen, weshalb Kurz-
arbeit in welchen Bereichen eingeführt, verän-
dert, ausgeweitet oder beendet werden soll und 
weshalb welche Mitarbeiterinnen in welchen 
Bereichen in welcher Weise davon betroffen 
sind und betroffen sein werden.

Nr. 5
Aufstockung des Kurzarbeitergeldes

(1) 1Die Mitarbeiterinnen, die von der Kurzarbeit 
betroffen sind, erhalten vom Anstellungsträger 
zusätzlich zum verkürzten Entgelt und dem von 
der Agentur für Arbeit zu erwartenden Kurzar-
beitergeld eine Auf stockung auf
 - in den Entgeltgruppen 1 bis 10 (Anlage B 

zum TV-L) 95 Prozent,
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 -  in den Entgeltgruppen 11 bis 15 (Anlage B 
zum TV-L) 90 Prozent

 des Nettomonatsentgelts, das sie in den drei 
vollen Kalendermonaten vor Einführung der 
Kurzarbeit durchschnittlich erhalten haben. 
2Bei der Ermittlung des Nettomonatsentgelts 
nach Satz 1 bleiben das zusätzlich für Über-
stunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit 
Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen 
Überstunden und Mehrarbeit), jährliche Son-
derzahlungen, Zahlungen aufgrund des Todes 
von Mitarbeiterinnen sowie sonstige einmalige 
Sonderzahlungen unberücksichtigt. 3Das für 
die Aufstockung des Kurzarbeitergeldes maß-
gebliche Nettomonatsentgelt ist durch die Bei-
tragsbemessungsgrenze im Sinne des SGB III 
begrenzt. 4Die Berechnung des für die Aufsto-
ckung erforderlichen Bruttobetrages kann im 
pauschalierten Berechnungsverfahren ermittelt 
werden, bei dem auf ganze 10 Euro kaufmän-
nisch gerundet werden kann.

(2) Ungekürzt weitergezahlt werden Urlaubsentgelt, 
vermögenswirksame Leistungen sowie Jahress-
onderzahlung.

(3) Die Aufstockung zum Kurzarbeitergeld ist zu-
satzversorgungspflichtiges Entgelt.

(4) Bei der Entgeltabrechnung sollen die tarif-
lichen Entgelte, Kurzarbeitergeld und Aufsto-
ckung gesondert ausgewiesen werden.

(5) Der Aufstockungsbetrag ist kein monatliches 
Entgelt und wird deshalb bei tariflichen Leis-
tungen, deren Höhe vom Entgelt abhängig ist, 
nicht berücksichtigt.

Anmerkung: zu Absatz 1 Satz 1:
 Die Regelungen des § 43 Nummer 9 TV-L und 

des § 15 Absatz 2 TVöD-V gelten entsprechend. 

Nr. 6
Zahlung des Kurzarbeitergeldes und 

des Aufstockungsbetrages

(1) 1Das Kurzarbeitergeld und der Aufstockungs-
betrag werden zum Zeitpunkt der tariflich ge-
regelten monatlichen Entgeltzahlung durch 
den Anstellungsträger gezahlt. 2Dies gilt unab-
hängig von dem Zahlungszeitpunkt durch die 
Agentur für Arbeit.

(2) Verweigert die Agentur für Arbeit die Zahlung 
von Kurzarbeitergeld, so finden diese Rege-
lungen keine Anwendung.

Nr. 7
Betriebsbedingte Kündigungen, 

Wiedereinstellung

(1) Der Ausspruch betriebsbedingter Beendi-

gungskündigungen ist für die Dauer der an-
geordneten Kurzarbeit und von drei Monaten 
nach deren Beendigung für diejenigen Mitar-
beiterinnen ausgeschlossen, die sich aufgrund 
der Anordnung in Kurzarbeit befinden.

(2) Mitarbeiterinnen, deren befristeter Dienstver-
trag aufgrund der Kurzarbeit nicht verlängert 
wurde, sind bei entsprechender Eignung vor-
rangig wiedereinzustellen, wenn ursprünglich 
vorhandene und infolge der Kurzarbeit abge-
baute Arbeitsplätze wieder neu geschaffen und 
zu besetzen sind.

Nr. 8
Überstunden/Mehrarbeit

1Während der Kurzarbeit darf gegenüber den von 
der Kurzarbeit betroffenen Mitarbeiterinnen keine 
Überstunden- oder Mehrarbeit angeordnet, gedul-
det oder gebilligt werden. 2In Notfällen kann davon 
abgewichen werden, wenn Überstunden oder Mehr-
arbeit im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang 
ausgeglichen werden. 3Das Mitbestimmungsrecht 
der Mitarbeitervertretung bleibt hiervon unberührt.

Nr. 9
Urlaub/Arbeitszeitkonten

(1) 1Der Anspruch auf Erholungsurlaub wird durch 
Zeiten, in denen Kurzarbeit geleistet wird, nicht 
vermindert. 2Die Mitarbeiterin ist berechtigt, 
während der Kurzarbeit Urlaub anzutreten. 
3Der Urlaub ist vom Anstellungsträger zu ge-
währen, soweit der Urlaub rechtzeitig vor dem 
beabsichtigten Urlaubsbeginn beantragt wird 
und keine dringenden betrieblichen Belange 
entgegenstehen. 4Für die Dauer des Urlaubs 
werden die Mitarbeiterinnen von der Kurzarbeit 
ausgenommen.

(2) 1Guthaben auf Arbeitszeitkonten werden vor 
Beginn der Kurzarbeit abgebaut. 2Dies gilt nicht 
für die in § 96 Absatz 4 Satz 3 und 4 SGB III 
genannten Guthaben und Guthaben, deren Ab-
bau durch Regelungen auf betrieblicher Ebene 
zwingend ausgeschlossen ist. 3Der Aufbau ne-
gativer Arbeitszeitsalden ist ausgeschlossen.

 Anmerkungen zu Nummern 8 und 9:
 Unberührt bleiben die Möglichkeiten zur Nut-

zung des Ausgleichszeitraums von einem Jahr 
nach § 6 Absatz 2 Satz 1 TV-L und von beste-
henden Gleitzeitregelungen.

Nr. 10
Veränderung der Kurzarbeit

(1) 1Bei Unterbrechung, Verlängerung oder Been-
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digung der Kurzarbeit ist die Mitarbeiterver-
tretung im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte 
einzubeziehen. 2Die Änderungen müssen mit 
einer Frist von mindestens drei Arbeitstagen 
angekündigt werden.

(2) 1Bei Ausweitung der Kurzarbeit ist die Mit-
arbeitervertretung im Rahmen ihrer Beteili-
gungsrechte einzubeziehen. 2Die Ausweitung 
muss mit einer Frist von mindestens sieben Ar-
beitstagen angekündigt werden.

Niederschriftserklärungen

1. Zu Nummer 1:
 Zielrichtung dieser Regelungen zur Einführung 

von Kurzarbeit aufgrund der COVID-19 Pande-
mie ist grundsätzlich nicht die kirchliche Ver-
waltung und der Sozial- und Erziehungsdienst, 
sofern sie kirchlich getragen sind. 

2. Zu Nummer 1 Absatz 3:
 Aus Sicht der ADK-Arbeitnehmer-Seite sind 

einzelvertragliche Vereinbarungen zur Kurzar-
beit im Geltungsbereich der DienstVO unzuläs-
sig, aus Sicht der ADK-Arbeitgeber-Seite sind 
einzelvertragliche Vereinbarungen zur Kurzar-
beit im Geltungsbereich der DienstVO zulässig. 
Die Wirksamkeit einer vor Inkrafttreten dieser 
Regelungen abgeschlossenen einzelvertrag-
lichen Vereinbarung zur Kurzarbeit wird allein 
für die Laufzeit dieser Regelungen anerkannt. 
Im Übrigen gilt § 1 Absatz 3 DienstVO.

3. Zu Nummer 10:
 Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission 

verpflichtet sich, bis zum 31. Oktober 2020 die 
aktuelle Situation zu bewerten und ggf. Ver-
handlungen über eine Neubewertung dieser 
Regelungen zu führen.

Artikel 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Diese Änderung der DienstVO tritt mit Wirkung 
vom 1. April 2020 in Kraft. 2Sie tritt mit Ablauf des 
31.12.2020 wieder außer Kraft.“ 

H a n n o v e r, den 23. April 2020 

Die Arbeits- und Dienstrechtliche 
Kommission

H a g e n

Vorsitzender

KN Nr. 5 Verordnung zur Änderung der Ver-
ordnung des Rates der Konfödera-
tion evangelischer Kirchen in Nie-
dersachsen über die Durchführung 
der Ersten theologischen Prüfung

Vom 7. September 2020
 

Auf Grund des § 8 Abs. 2 des Kirchengesetzes 
der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie-
dersachsen über die theologischen Prüfungen (Ge-
meinsames Prüfungsgesetz – ThPrG) vom 20. Janu-
ar 1975 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 19), zuletzt 
geändert durch Kirchengesetz vom 29. März 2001 
(Kirchl. Abtsbl. Hannover S. 50), erlassen wir fol-
gende Verordnung: 

Artikel 1 

Die Verordnung des Rates der Konföderation evan-
gelischer Kirchen in Niedersachsen über die Durch-
führung der Ersten theologischen Prüfung vom  
09. März 2013 (Kirchl.Amtsbl. Hannover S. 39), 
vom 23. Juni 2015 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 
86) zuletzt geändert am 23. Februar 2016 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover 2016, S. 3) wird wie folgt geän-
dert:

§ 17 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 wird nach Satz 1 folgender neuer 
Satz 2 eingefügt:

 „Das Sommersemester 2020 bleibt bei der Be-
rechnung der Regelstudienzeit unberücksich-
tigt.“

b) Die Sätze 2 bis 4 werden die Sätze 3 bis 5

Artikel 2

Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

H a n n o v e r, den 7. September 2020

Der Rat der Konföderation 
Evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

M e i s t e r 

Vorsitzender 
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KN Nr. 6 Bekanntmachung des Beschlusses 
der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission über die 95. Änderung 
der Dienstvertragsordnung

Ha n nover, den 1. September 2020
 

Nachstehend geben wir den Beschluss der Ar-
beits- und Dienstrechtlichen Kommission vom  
9. Juli 2020 über die 95. Änderung der Dienstver-
tragsordnung bekannt.

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen

- Geschäftsstelle -

R a d t k e

95. Änderung der Dienstvertragsordnung 

Vom 9. Juli 2020

Aufgrund des § 14 Absatz 2 des Kirchengesetzes 
über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsver-
hältnisse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im 
kirchlichen Dienst (Arbeitsrechtsregelungsgesetz 
– ARRG-Kirche) vom 12. Dezember 2017 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 156) hat die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission die Dienstvertrags-
ordnung vom 16. Mai 1983 in der Fassung der Be-
kanntmachung der 61. Änderung vom 10. Juni 2008 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 70), zuletzt geändert 
durch die 94. Änderung der Dienstvertragsordnung 
vom 23.04.2020 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 103), 
wie folgt geändert:

Artikel 1
Änderung der Dienstvertragsordnung

Anlage 2 Abschnitt A wird wie folgt geändert:
 
a)  Es wird in der Entgeltgruppe 11 vor der Fall-

gruppe 5 folgende Fallgruppe 4 a eingefügt:
 4 a. Kirchenmusikerinnen im Berufseinstiegs-

jahr im Bereich der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers5)

b)  Nach der Anmerkung Nummer 4 wird folgende 
Anmerkung eingefügt:

 5)Diese Kirchenmusikerinnen erhalten ein Ent-
gelt in Höhe von 70% des Entgelts der Stufe 
1. Das Berufseinstiegsjahr gilt als Erwerb einer 
einschlägigen Berufserfahrung.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Änderung der Dienstvertragsordnung tritt 
am 01.06.2020 in Kraft. 

Hannover, den 9. Juli 2020

Die Arbeits- und Dienstrechtliche 
Kommission

H a g e n

Vorsitzender



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 4/2020

108

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

I. Gesetze und Verordnungen

Nr. 27 Ordnung für die Evangelische Medi-
enarbeit (EMA) der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers 

Ha n nover, den 30. März 2020

Das Landeskirchenamt hat die folgende Ordnung 
beschlossen:

Präambel 

1Die Evangelische Medienarbeit (EMA) gestaltet 
und koordiniert die Kommunikations-, Öffentlich-
keits- und Pressearbeit, die Präsenz in den Sozia-
len Medien und das Veranstaltungsmanagement der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers. 

2Sie arbeitet mit den Kirchengemeinden und 
Kirchenkreisen, den Sprengeln sowie den Einrich-
tungen der Landeskirche zusammen und unterstützt 
die Kommunikationsarbeit in der Landeskirche. 3Sie 
hält enge Verbindung zu anderen kirchlichen Stabs-
stellen und Einrichtungen der Kommunikationsar-
beit in der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen und innerhalb der Evangelischen 
Kirche in Deutschland. 

4Die EMA wirkt im Sinne des Artikels 1 Absatz 
2 der Kirchenverfassung bei der Verkündigung des 
Evangeliums und dem öffentlichen Zeugnis der Kir-
che mit durch die Wahrnehmung der kirchlichen 
Mitverantwortung für Gesellschaft und öffentliches 
Leben. 5Die EMA wendet sich damit an die Mitglie-
der der Landeskirche sowie an alle Menschen, un-
abhängig von ihrer Kirchenmitgliedschaft. 

§ 1 
Rechtsstellung 

Die EMA ist eine rechtlich unselbständige Ein-
richtung der Evangelisch-lutherischen Landeskir-
che Hannovers und untersteht der Fach- und Dienst-
aufsicht des Landeskirchenamtes. 

§ 2 
Leitung 

(1) Das Landeskirchenamt bestellt eine Direktorin 
oder einen Direktor der EMA sowie eine stell-
vertretende Leitung. 

(2) Die Direktorin oder der Direktor der EMA hat 
folgende Aufgaben: 
a) Sie oder er leitet die EMA und nimmt 

im Auftrag des Landeskirchenamtes die 

Dienst- und Fachaufsicht über die Mitarbei-
tenden der EMA wahr. 

b) Sie oder er hat die Fachaufsicht für die 
Sprengelbeauftragten für Öffentlichkeits-
arbeit; diese kann auf die Stellvertreterin 
oder den Stellvertreter delegiert werden. 

c) Sie oder er stellt nach Beratung im Kurato-
rium und in Abstimmung mit dem Verwal-
tungsrat (§ 3) die Leitlinien für die Arbeit 
der EMA und ihre strategischen Ziele auf. 

d) Sie oder er trägt die Verantwortung für den 
ordnungsgemäßen Einsatz und die Verwen-
dung der Haushaltsmittel für die EMA. 

e) Sie oder er nimmt beratend an den Sit-
zungen des Kollegiums des Landeskirchen-
amtes teil und berichtet den anderen kir-
chenleitenden Organen. 

f) Sie oder er berichtet dem Kuratorium (§ 4) 
und nimmt die Empfehlungen des Kuratori-
ums für die Arbeit der EMA entgegen. 

(3) Mit der Stellvertretung der Direktorin oder des 
Direktors wird in der Regel die Leitung der Ab-
teilung Themenraum beauftragt. 

(4) 1Die Dienstaufsicht über die Direktorin oder 
den Direktor der EMA und die stellvertretende 
Leitung nimmt die Präsidentin oder der Präsi-
dent des Landeskirchenamtes wahr. 2Die Fach-
aufsicht nimmt die Landesbischöfin oder der 
Landesbischof als Vorsitzende oder Vorsitzen-
der des Kollegiums wahr.  

§ 3
Verwaltungsrat 

(1) 1Für die EMA wird ein Verwaltungsrat gebildet. 
2Ihm gehören an: 
a) die Landesbischöfin oder der Landesbischof
b) die Präsidentin oder der Präsident des Lan-

deskirchenamtes 
c) die Leitung der Abteilung 2 im Landeskir-

chenamt oder eine Referentin oder ein Re-
ferent der Abteilung

(2) Der Verwaltungsrat hat folgenden Aufgaben: 
a) Er legt die Leitlinien für die Arbeit der 

EMA und ihre strategischen Ziele nach Be-
ratung im Kuratorium und in Abstimmung 
mit der Direktorin oder dem Direktor der 
EMA fest. 

b) Er beschließt über die Anmeldung der er-
forderlichen Mittel der EMA zum landes-
kirchlichen Haushalt, sowie über den Ent-
wurf eines Stellenplans. Die Feststellung 
des landeskirchlichen Teilergebnishaus-
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halts erfolgt im Rahmen der Beschlussfas-
sung der Landessynode über den landes-
kirchlichen Haushaltsplan.

c) Er beauftragt die EMA mit der Durchfüh-
rung von Kampagnen, Projekten und Ar-
beitsschwerpunkten.

d) Er nimmt den Bericht der Direktorin oder 
des Direktors der EMA entgegen. 

e) Er beruft die Sitzungen des Kuratoriums 
ein und berichtet dem Kuratorium.

f) Er ernennt auf Vorschlag der Direktorin 
oder des Direktors die Abteilungsleitungen 
der EMA. 

g) Er beschließt auf Vorschlag der Direktorin 
oder des Direktors die interne Organisation 
der EMA. 

h) Er genehmigt Investitionen der EMA ab ei-
ner Höhe von 20 000 Euro. 

(3) Die Geschäftsführung des Verwaltungsrates 
wird durch das Mitglied aus der Abteilung 2 
des Landeskirchenamtes wahrgenommen. 

(4) Der Verwaltungsrat tagt mindestens sechsmal 
im Jahr. 

§ 4
Kuratorium 

(1) Das Landeskirchenamt beruft für die EMA ein 
Kuratorium. Ihm gehören an: 
a) die Mitglieder des Verwaltungsrates
b) zwei Mitglieder der Landessynode, die von 

ihr benannt werden
c) eine Regionalbischöfin oder ein Regional-

bischof, die oder der vom Bischofsrat be-
nannt wird 

d) zwei Personen aus dem Kreis der Sprengel- 
und Kirchenkreisbeauftragten für Öffent-
lichkeitsarbeit

e) bis zu drei weitere fachkompetente Per-
sonen aus dem Bereich der Kommunika-
tions-, Presse- und Medienarbeit außerhalb 
der Landeskirche

(2) Das Kuratorium der EMA hat folgende Aufga-
ben: 
a) Es nimmt die Berichte des Verwaltungs-

rates und der Direktorin oder des Direktors 
entgegen. 

b) Es berät den Verwaltungsrat und die Di-
rektorin oder den Direktor im Blick auf die 
Ziele und die strategische Ausrichtung der 
EMA. 

c) Die Mitglieder berichten in ihren entsen-
denden Gremien. 

(3) Das Kuratorium tagt zweimal pro Jahr. 
(4) Die Sitzungen des Kuratoriums werden durch 

den Verwaltungsrat einberufen und von einem 
Mitglied des Verwaltungsrates geleitet. 

§ 5
Pressesprecherin oder Pressesprecher 

der Landeskirche

(1) 1Die Pressesprecherin oder der Pressesprecher 
der Landeskirche nimmt als Teil der EMA Auf-
gaben der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit für 
die kirchenleitenden Organe wahr und spricht 
in deren Namen. 2Ihr oder ihm können auch 
Aufgaben für die Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen übertragen werden. 
3In diesen Funktionen ist die Pressespreche-
rin oder der Pressesprecher ausschließlich den 
Leitungsorganen, für die sie oder er spricht, 
verantwortlich. 4Sie oder er informiert die Di-
rektorin oder den Direktor der EMA regelmäßig 
über die Tätigkeiten in dieser Funktion. 

(2) 1Die Pressesprecherin oder der Pressesprecher 
der Landeskirche leitet in der Regel die Ab-
teilung Themenraum in der EMA. 2In dieser 
Funktion ist sie oder er der Fachaufsicht der 
Direktorin oder des Direktors unterstellt. 

(3) Sie oder er nimmt beratend an den Sitzungen 
des Kollegiums des Landeskirchenamtes teil 
und berichtet den anderen kirchenleitenden 
Organen. 

(4) Diese Regelungen gelten auch für die Stellver-
tretung der Pressesprecherin oder des Presse-
sprechers. 

§ 6
Geschäftsbesorgung 

(1) Das Landeskirchenamt überträgt die Geschäfts-
besorgung für die EMA an die Geschäftsstelle 
des Hauses kirchlicher Dienste (HkD). 

(2) Die Geschäftsstelle des HkD erstellt den Ent-
wurf des Haushaltsplanes für die EMA.

(3) Die Geschäftsbesorgung schließt die Buchhal-
tung, die Haushaltsüberwachung und die Per-
sonalverwaltung ein. 

(4) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsfüh-
rer des HkD oder eine von ihr oder ihm beauf-
tragte Person nimmt als Gast an den Sitzungen 
des Kuratoriums und auf Einladung an den Sit-
zungen des Verwaltungsrates teil. 

§ 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Ordnung tritt am 1. April 2020 in Kraft. 
(2) Die Ordnung für das Evangelische MedienSer-

viceZentrum (EMSZ) der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers vom 22. März 
2010 (Kirchl. Amtsbl. S. 52) tritt mit Wirkung 
vom 1. April 2020 außer Kraft.



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 4/2020

110

H a n n o v e r, den 30. März 2020

Das Landeskirchenamt

D r.  S p r i n g e r

Nr. 28 Rechtsetzung der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD); hier: Zu-
ordnungsgesetz der EKD  

Ha n nover, den 16. Juli 2020

Mit Wirkung vom 1. Januar 2020 ist das Zuord-
nungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land vom 12. November 2014 im Bereich der Evan-
gelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers in 
Kraft getreten. 

Folgende Rechtsvorschriften werden unter Be-
zugnahme auf Artikel 4 des Kirchengesetzes zur 
Einführung der neuen Verfassung der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Hannovers vom 12. De-
zember 2019 (Kirchl. Amtsbl. S. 292) zum Zwecke 
der Bekanntmachung abgedruckt:

1. Kirchengesetz zur Zuordnung rechtlich selb-
ständiger Einrichtungen zur Kirche (Zuord-
nungsgesetz der EKD – ZuOG-EKD) vom  
12. November 2014 (ABl. EKD 2014 S. 340)

2. Sechste Verordnung über das Inkrafttreten des 
Zuordnungsgesetzes der Evangelischen Kirche 
in Deutschland vom 27. März 2020 (ABl. EKD 
2020 S. 66)

Das Landeskirchenamt

D r.  S p r i n g e r

1. Kirchengesetz zur Zuordnung rechtlich 
selbständiger Einrichtungen zur Kirche 

(Zuordnungsgesetz der EKD – ZuOG-EKD) 

vom 12. November 2014 
(ABl. EKD 2014 S. 340)

Inhaltsübersicht

Teil 1 
Grundsätzliche Vorschriften zur Zuordnung

Abschnitt 1 
Geltungsbereich und Verfahren
§ 1  Geltungsbereich und Begriff der Zuordnung
§ 2  Zuständigkeit 
§ 3  Zuordnungsentscheidung

Abschnitt 2 
Voraussetzungen der Zuordnung

§ 4  Grundlegende Zuordnungsvoraussetzungen
§ 5  Erfüllung des kirchlichen Auftrags
§ 6  Verbindung zur Kirche
§ 7  Mischträgerschaft

Teil 2 
Besondere Vorschriften für diakonische 
Einrichtungen

§ 8 Kirchlicher Auftrag diakonischer 
 Einrichtungen
§ 9  Verfahren für diakonische Einrichtungen

Teil 3 
Schlussvorschriften

§ 10 Regelungskompetenz
§ 11 Übergangsregelung
§ 12 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf-
grund des Artikels 10 Absatz 1 und des Artikels 
10 a Absatz 2 der Grundordnung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland das folgende Kirchengesetz 
beschlossen:

Teil 1
Grundsätzliche Vorschriften zur Zuordnung

Abschnitt 1 
Geltungsbereich und Verfahren

§ 1 
Geltungsbereich und Begriff der Zuordnung

1Dieses Kirchengesetz regelt die Zuordnung recht-
lich selbständiger Einrichtungen zur Kirche inner-
halb der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
ihrer Gliedkirchen und ihrer gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse. 2Durch Zuordnung erkennt die 
Kirche an, dass die Einrichtung am Auftrag der 
Kirche teilhat.

§ 2 
Zuständigkeit 

(1) Zuständig für Entscheidungen über die Zu-
ordnung ist die Gliedkirche der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, in deren Gebiet der Sitz 
der zuzuordnenden Einrichtung liegt. 

(2) Ausnahmsweise kann die Zuordnung in Abwei-
chung von Absatz 1 im Einvernehmen mit der 
nach Absatz 1 zuständigen Kirche durch eine 
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andere Gliedkirche, einen gliedkirchlichen Zu-
sammenschluss oder die Evangelische Kirche 
in Deutschland erfolgen.

(3) Die Zuordnungsentscheidung gilt für den Be-
reich aller Gliedkirchen der Evangelischen Kir-
che in Deutschland.

§ 3 
Zuordnungsentscheidung

(1) 1Die Zuordnung erfolgt durch eine förmliche 
Entscheidung nach Maßgabe des jeweils gel-
tenden Rechts. 2Es besteht kein Rechtsan-
spruch auf eine kirchliche Zuordnung.

(2) Die Zuordnung erfolgt durch oder aufgrund kir-
chengesetzlicher Regelung, durch Verwaltungs-
akt oder durch öffentlich-rechtlichen Vertrag. 

(3) 1Die Zuordnungsentscheidung nach Absatz 
2 erfolgt erst nach der erklärten Bereitschaft, 
das einschlägige kirchliche Recht anzuwenden. 
2In der Zuordnungsentscheidung soll das von 
der zugeordneten Einrichtung anzuwendende 
kirchliche Recht genannt werden.

(4) Sind die Voraussetzungen für eine Zuordnung 
nach diesem Kirchengesetz nicht mehr gege-
ben, soll die Zuordnung förmlich aufgehoben 
werden.

Abschnitt 2 
Voraussetzungen der Zuordnung

§ 4 
Grundlegende Zuordnungsvoraussetzungen

(1) Grundlegende Voraussetzungen für die Zuord-
nung einer Einrichtung zur Kirche sind
1. die Mitwirkung an der Erfüllung des kirch-

lichen Auftrags im Einklang mit dem 
Selbstverständnis der Kirche und

2. die kontinuierliche Verbindung zur Kirche.
(2) Ob eine Einrichtung die Voraussetzungen nach 

Absatz 1 erfüllt, ergibt sich aus einer Gesamt-
schau nach Maßgabe der §§ 5 und 6.

§ 5 
Erfüllung des kirchlichen Auftrags

(1) Die Mitwirkung an der Erfüllung des kirch-
lichen Auftrags muss als Zweck im Statut der 
Einrichtung verankert sein.

(2) Die Mitwirkung an der Erfüllung des kirch-
lichen Auftrags im Einklang mit dem Selbst-
verständnis der Kirche wird darüber hinaus 
erkennbar an folgenden, beispielhaft aufge-
führten Kriterien:
1. die Entwicklung eines Leitbildes und Ge-

staltung der Außendarstellung, 

2. die Mitwirkung von Ehrenamtlichen, die 
den kirchlichen Auftrag mittragen, 

3. die Qualifizierung und Begleitung der Mit-
arbeitenden im Blick auf die geistliche Di-
mension von Leben und Arbeit,

4. das Vorhalten von Räumlichkeiten für Got-
tesdienste, Andachten, seelsorgliche Ge-
spräche oder die persönliche Besinnung,

5. die Feier von Gottesdiensten oder Andach-
ten, vor allem bei der Einführung von Mit-
arbeitenden.

(3) Die Erfüllung des Auftrags vollzieht sich in der 
Dienstgemeinschaft aller Mitarbeitenden in be-
ruflicher und ehrenamtlicher Tätigkeit. 

(4) 1Die Gemeinwohlorientierung der Einrichtung 
wird sichergestellt. 2Gewinne werden für die 
Erfüllung des kirchlichen Auftrags verwendet. 
3Unverhältnismäßige Gehälter und unverhält-
nismäßige sonstige Zahlungen werden ausge-
schlossen. 4Für den Fall der Auflösung oder 
Aufhebung der Einrichtung wird in dem Statut 
in der Regel vorgesehen, dass ein gemeinwohlo-
rientierter Vermögensanfall zugunsten von Trä-
gern kirchlicher Arbeit erfolgt.

§ 6 
Verbindung zur Kirche

(1) 1Zwischen zugeordneter Einrichtung und Kir-
che besteht eine kontinuierliche Verbindung. 
2Sie wird gewährleistet durch
1. Personen, die aufgrund eines kirchlichen 

Auftrags in der Einrichtung als geborene 
oder gewählte Organmitglieder mitwirken,

2. die Mitwirkung der Kirche bei Änderungen 
im Organisationsstatut der Einrichtung und 

3. die Anwendung des einschlägigen kirch-
lichen Rechts.

(2) Die Verbindung von Einrichtung und Kirche 
wird darüber hinaus erkennbar an folgenden, 
beispielhaft aufgeführten Kriterien:
1. eine seelsorgliche Begleitung der Mitarbei-

tenden,
2. Visitationen und Besuche kirchlicher Funk-

tionsträger und -trägerinnen sowie regelmä-
ßige Berichte über die Arbeit der Einrich-
tung in kirchlichen Gremien, 

3. die Mitwirkung der Kirche bei der Bestel-
lung und Abberufung von Organmitglie-
dern der Einrichtung, 

4. die Finanzierung der Arbeit unter anderem 
aus kirchlichen Kollekten, Zuschüssen und 
Sammlungen, über deren zweckentspre-
chende Verwendung Rechenschaft abzule-
gen ist,

5. gemeinsame Projekte von Einrichtung und 
Kirche,
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6. die Gewinnung ehrenamtlich Mitarbeitender 
aus Kirchengemeinden.

§ 7 
Mischträgerschaft

Bei der Beteiligung ökumenischer oder nichtkirch-
licher Partner an der Trägerschaft einer Einrichtung 
kann diese der evangelischen Kirche zugeordnet 
werden, wenn die in den §§ 5 und 6 genannten Vo-
raussetzungen vorliegen und der evangelische Part-
ner in allen Fragen, die die Zuordnung zur Kirche 
betreffen, entscheidenden Einfluss ausüben kann.

Teil 2
Besondere Vorschriften für diakonische 

Einrichtungen

§ 8 
Kirchlicher Auftrag diakonischer 

Einrichtungen

1Diakonische Einrichtungen sind Lebens- und 
Wesensäußerung der Kirchen und erfüllen die in 
ihrem Statut verankerten kirchlich-diakonischen 
Zwecke und Aufgaben als tätige Nächstenliebe. 2Sie 
ermöglichen eine seelsorgliche Begleitung derjeni-
gen, denen der diakonische Dienst gilt, und der Mit-
arbeitenden.

§ 9 
Verfahren für diakonische Einrichtungen

(1) 1Für Einrichtungen und Werke der Diakonie 
trifft im Regelfall der Landesverband der Dia-
konie als Werk der Kirche für diese die kirch-
liche Zuordnungsentscheidung durch Aufnah-
me der betreffenden Einrichtung als Mitglied. 
2Dies gilt entsprechend für das Evangelische 
Werk für Diakonie und Entwicklung für die 
Zuordnung von im Gesamtbereich der Evange-
lischen Kirche in Deutschland tätigen Fachver-
bänden.

(2) 1Ausnahmsweise kann eine Zuordnung durch 
oder aufgrund kirchengesetzlicher Regelung 
sowie durch Vereinbarung zwischen Kirche 
und diakonischer Einrichtung im Einzelfall 
erfolgen. 2Der jeweilige Landesverband der 
Diakonie ist rechtzeitig in die Entscheidungs-
findung einzubeziehen. 3Dies gilt entsprechend 
für das Evangelische Werk für Diakonie und 
Entwicklung, soweit die Evangelische Kirche 
in Deutschland eine Zuordnungsentscheidung 
trifft.

(3) Abweichend von § 6 Absatz 1 Nummer 2 kön-
nen bei Änderungen im Organisationsstatut di-
akonischer Einrichtungen auch der Landesver-

band der Diakonie oder das Evangelische Werk 
für Diakonie und Entwicklung mitwirken.

Teil 3 - Schlussvorschriften

§ 10 
Regelungskompetenz

Das Nähere bezüglich Zuständigkeit, Verfahren 
und Form im Hinblick auf die Zuordnung regeln die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
je für ihren Bereich.

§ 11 
Übergangsregelung

Einrichtungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens als kirchliche Werke oder kirchliche Einrich-
tungen der Gliedkirchen, der gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse oder der Evangelischen Kirche in 
Deutschland anerkannt sind, gelten als der Kirche 
zugeordnet.

§ 12 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische 
Kirche in Deutschland am 1. Januar 2015 in 
Kraft.

(2) 1Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die 
jeweilige Gliedkirche oder den jeweiligen glied-
kirchlichen Zusammenschluss in Kraft, nach-
dem diese oder dieser die Zustimmung erklärt 
hat. 2Die Zustimmung ist jederzeit möglich. 
3Den Zeitpunkt, zu dem dieses Kirchengesetz 
in der jeweiligen Gliedkirche oder dem jewei-
ligen gliedkirchlichen Zusammenschluss in 
Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland durch Verordnung. 

(3) 1Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können dieses Kirchenge-
setz jederzeit je für ihren Bereich außer Kraft 
setzen. 2Der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass 
und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz 
jeweils außer Kraft getreten ist.

2. Sechste Verordnung über das 
Inkrafttreten des Zuordnungsgesetzes der 

Evangelischen Kirche in Deutschland 

vom 27. März 2020 
(ABl. EKD 2020 S. 66)

Aufgrund des Artikels 26a Absatz 7 Satz 3 
der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
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Deutschland verordnet der Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland:

§ 1

Das Zuordnungsgesetz der EKD vom 12. Novem-
ber 2014 (ABl. EKD S. 340) tritt in der Evange-
lisch-Lutherischen Landeskirche Hannovers am  
1. Januar 2020 in Kraft.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2020 in Kraft.

Nr. 29 Wahlordnung für die Wahl des Ge-
samtausschusses der Mitarbeiter-
vertretungen der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers 
(Wahlordnung Gesamtausschuss – 
WahlO-GA) 

Vom 18. Februar 2020

Das Landeskirchenamt hat aufgrund des § 54 Ab-
satz 2 des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD 
(MVG-EKD) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Januar 2019 (Amtsbl. EKD S. 2), das zu-
letzt durch Artikel 7 des Kirchengesetzes vom 13. 
November 2019 (Amtsbl. EKD S. 322) geändert 
worden ist, und des § 6 Absatz 3 MVG-EKD-An-
wendungsgesetzes vom 12. Dezember 2019 (Kirchl. 
Amtsbl. S. 306) im Einvernehmen mit dem Gesamt-
ausschuss der Mitarbeitervertretungen die folgende 
Wahlordnung beschlossen: 

§ 1
Grundsatz

(1) Die Wahl der Mitglieder des Gesamtausschus-
ses findet im schriftlichen Verfahren statt 
(Briefwahl).

(2) Wahlberechtigt und wählbar sind die Vorsit-
zenden und stellvertretenden Vorsitzenden der 
Mitarbeitervertretungen.

§ 2
Wahlvorstand

(1) 1Die Wahl wird von einem Wahlvorstand vor-
bereitet und durchgeführt. 2Dieser besteht aus 
drei Mitgliedern und drei Ersatzmitgliedern.  
3Letztere treten in der vom Landeskirchenamt 
im Einvernehmen mit dem Gesamtausschuss 
festgelegten Reihenfolge für fehlende Mitglie-
der ein.

(2) 1Mitglieder und Ersatzmitglieder müssen zur 

Wahl der Mitarbeitervertretungen wahlberech-
tigt sein. 2Sie dürfen dem Gesamtausschuss 
nicht angehören. 3Werden sie mit ihrem Einver-
ständnis (§ 7 Absatz 2) zur Wahl vorgeschla-
gen, so scheiden sie aus dem Wahlvorstand aus.

§ 3
Bildung des Wahlvorstandes

(1) Die Mitglieder des Wahlvorstandes und die Er-
satzmitglieder werden frühestens acht, späte-
stens fünf Monate vor Ablauf der Wahlperiode 
des Gesamtausschusses vom Landeskirchenamt 
im Einvernehmen mit dem Gesamtausschuss 
berufen.

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, so beruft 
das Kirchengericht für mitarbeitervertretungs-
rechtliche Streitigkeiten die Mitglieder und Er-
satzmitglieder, wenn es vom Gesamtausschuss 
oder vom Landeskirchenamt angerufen wird. 

§ 4
Geschäftsführung des Wahlvorstandes

(1) 1Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte eine 
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine 
Schriftführerin oder einen Schriftführer. 2Hier-
zu beruft das älteste Mitglied den Wahlvorstand 
binnen zwei Wochen nach der Berufung ein. 

(2) Über alle Sitzungen und die im Folgenden be-
stimmten Handlungen sind Niederschriften an-
zufertigen, die von der oder dem Vorsitzenden 
und der Schriftführerin oder dem Schriftführer 
zu unterschreiben sind. 

§ 5
Wählerliste

1Der Wahlvorstand stellt für die Wahl eine Liste 
der wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter auf (Wählerliste). 2Sie enthält die Namen, die 
Vornamen, die Mitarbeitervertretung, der sie ange-
hören und die Dienststellen, in denen die Wahlbe-
rechtigten tätig sind. 

§ 6
Wahltermin und Wahlausschreiben

(1) Spätestens eine Woche nach seiner Bildung 
setzt der Wahlvorstand den Termin für die 
Briefwahl (Wahltermin) fest; dieser darf nicht 
später als vier Wochen vor Ablauf der Wahlpe-
riode liegen. 

(2) Spätestens zehn Wochen vor dem Wahltermin 
übersendet der Wahlvorstand an alle Wahl-
berechtigten ein Wahlausschreiben, dem die 
Wählerliste beigefügt sein muss.
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(3)  Das Wahlausschreiben muss enthalten:
1. Ort und Tag seines Erlasses, 
2.  den Wahltermin,
3.  den Hinweis, dass Einsprüche gegen die 

Wählerliste binnen einer Woche nach Zu-
gang des Wahlausschreibens beim Wahl-
vorstand eingelegt werden können, und den 
Hinweis, dass Einsprüche an den Wahlvor-
stand zu richten sind, 

4.  die Zahl der zu wählenden Mitglieder des 
Gesamtausschusses, 

5.  die Aufforderung zum Einreichen von 
Wahlvorschlägen binnen drei Wochen nach 
Zugang des Wahlausschreibens, 

6.  die Anschrift, unter der der Wahlvorstand 
zu erreichen ist. 

§ 7
Wahlvorschläge

(1) 1Jede und jeder Wahlberechtigte kann allein 
oder zusammen mit anderen Wahlberechtigten 
einen Wahlvorschlag innerhalb von drei Wo-
chen nach Zugang des Wahlausschreibens beim 
Wahlvorstand einreichen. 2Der Wahlvorschlag 
kann mehrere Namen enthalten; er ist von der 
oder dem Vorgeschlagenen zu unterschreiben. 

(2) Der Wahlvorschlag muss die durch ihre oder 
seine Unterschrift bestätigte Erklärung der Be-
werberin oder des Bewerbers enthalten, dass sie 
oder er ihrer oder seiner Aufstellung zustimmt. 

(3) 1Nach Ablauf der Wahlvorschlagsfrist nach 
Absatz 1 fordert der Wahlvorstand alle Vor-
geschlagenen auf, einen Vorstellungstext in 
elektronischer Form innerhalb von 14 Tagen 
beim Wahlvorstand einzureichen. 2Der Vorstel-
lungstext darf den Umfang einer DIN-A5-Seite 
einschließlich eines etwaigen Lichtbildes nicht 
überschreiten. 

(4) 1Der Wahlvorstand hat die Ordnungsmäßigkeit 
der Wahlvorschläge und die Wählbarkeit der 
Vorgeschlagenen unverzüglich zu prüfen und 
Beanstandungen der Unterzeichnerin oder dem 
Unterzeichner des Wahlvorschlags umgehend 
mitzuteilen. 2Beanstandungen können inner-
halb der Frist nach Absatz 3 behoben werden. 

§ 8
Gesamtvorschlag, Wahlinformationsheft

(1) 1Der Wahlvorstand stellt alle gültigen Wahlvor-
schläge zu einem Gesamtvorschlag zusammen. 
2Darin werden die Vorgeschlagenen in alphabe-
tischer Reihenfolge aufgeführt. 

(2) Der Wahlvorstand stellt aus den Vorstellungs-
texten nach § 7 Absatz 3 ein Wahlinformati-
onsheft zusammen; darin sind die Vorstellungs-

texte nach der alphabetischen Reihenfolge der 
Namen der Vorgeschlagenen zu ordnen. 

(3) Der Gesamtvorschlag und das Wahlinformati-
onsheft sind den Wahlberechtigten zusammen 
mit den Wahlunterlagen gemäß § 9 spätestens 
drei Wochen vor dem Wahltermin zuzusenden. 

§ 9
Durchführung der Wahl

(1) 1Die auf der Wählerliste aufgeführten Wahlbe-
rechtigten erhalten je einen Wahlschein. 2Die 
Wahlscheine werden spätestens drei Wochen 
vor dem Wahltermin an die Wahlberechtigten 
versandt. 

(2) 1Der Wahlschein enthält den Namen der oder 
des Wahlberechtigten sowie die Bestätigung 
des Wahlvorstandes über die Eintragung in die 
Wählerliste. 2Auf dem Wahlschein versichert 
die oder der Wahlberechtigte durch eigene Un-
terschrift, dass sie oder er den Stimmzettel per-
sönlich ausgefüllt hat. 

(3) 1Den Wahlberechtigten ist mit dem Wahlschein 
ein Stimmzettel zu übersenden. 2Der Stimmzet-
tel hat den Gesamtvorschlag in der Anordnung 
nach § 8 Absatz 1 zu enthalten. 3Die Stimmzet-
tel müssen gleiche Größe, Farbe, Beschaffen-
heit und Beschriftung haben und die Zahl der 
zu wählenden Mitglieder des Gesamtausschus-
ses angeben. 4Weitere Angaben sind unzuläs-
sig. 

(4) Den Wahlberechtigten ist außerdem ein Stimm-
zettelumschlag und ein an den Wahlvorstand 
adressierter Wahlbrief als Freiumschlag zu 
übersenden. 

(5) Jede und jeder Wahlberechtigte darf höchstens 
so viele Namen kennzeichnen, wie Mitglieder 
des Gesamtausschusses zu wählen sind. 

(6) Der Wahlbrief muss den Wahlschein mit der 
Versicherung nach Absatz 2 Satz 2 und den 
Stimmzettel im Stimmzettelumschlag enthalten.

(7) Der Wahlvorstand sammelt die eingehenden 
Wahlbriefe und bewahrt sie bis zum Wahlter-
min gesondert auf. 

§ 10
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) 1Am Wahltermin tritt der Wahlvorstand zur 
Stimmzettelauszählung zu einer öffentlichen 
Sitzung zusammen. 2Für die nötigen Arbeiten 
kann der Wahlvorstand Wahlhelferinnen oder 
Wahlhelfer heranziehen. 

(2) 1Der Wahlvorstand öffnet die eingegangenen 
Wahlbriefe, entnimmt ihnen die Wahlscheine 
und prüft, ob die Wählerin oder der Wähler in 
der Wählerliste eingetragen ist und die Versi-
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cherung nach § 9 Absatz 2 Satz 2 abgegeben 
hat. 2Ist der Wahlschein für in Ordnung befun-
den worden, so wird der Stimmzettelumschlag 
ungeöffnet entnommen und in eine Wahlurne 
gelegt. 3Der Wahlbrief ist zu vernichten, nach-
dem die Stimmabgabe in der Wählerliste ver-
merkt ist.

(3) 1Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er keinen 
ordnungsmäßigen Wahlschein enthält oder erst 
nach Abschluss der Wahlhandlung eingegan-
gen ist. 2Er ist mit seinem Inhalt zu den Wahl-
unterlagen zu nehmen. 

(4) 1Nachdem alle eingegangenen Stimmzettel-
umschläge in die Wahlurne gelegt sind, wird 
die Wahlurne geöffnet. 2Den Stimmzettelum-
schlägen werden die Stimmzettel entnommen. 
3Nachdem alle Stimmzettel auf ihre Ord-
nungsmäßigkeit überprüft worden sind, stellt 
der Wahlvorstand unverzüglich fest, wie viele 
Stimmen auf die einzelnen Vorgeschlagenen 
entfallen. 4Der Wahlvorstand ermittelt die Rei-
henfolge nach der Stimmenzahl; bei Stimmen-
gleichheit entscheidet über die Reihenfolge das 
von der oder dem Vorsitzenden des Wahlvor-
standes gezogene Los.

(5) 1Gewählt sind die Vorgeschlagenen, auf die die 
meisten Stimmen entfallen sind. 2Ungültig sind 
Stimmzettel:
1. die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben 

sind, 
2. aus denen sich die Willensäußerung der 

Wählerin oder des Wählers nicht einwand-
frei ergibt,

3. auf denen mehr Namen angekreuzt sind, als 
Mitglieder des Gesamtausschusses zu wäh-
len sind, 

4. die einen Zusatz enthalten. 

§ 11
Bekanntgabe des Wahlergebnisses

(1) 1Der Wahlvorstand gibt das Wahlergebnis den 
Wahlberechtigten, den Gewählten und dem 
Landeskirchenamt unverzüglich schriftlich 
bekannt. 2Erklärt eine Gewählte oder ein Ge-
wählter nicht innerhalb einer Woche schrift-
lich, dass sie oder er ihre oder seine Wahl ab-
lehnt, so gilt sie als angenommen. 3Lehnt eine 
Gewählte oder ein Gewählter ab, so rückt an 
ihre oder seine Stelle die oder der Nächste nach 
der vom Wahlvorstand ermittelten Reihenfolge 
nach § 10 Absatz 4 Satz 4. 

(2) Das Landeskirchenamt veröffentlicht die Zu-
sammensetzung des Gesamtausschusses im 
Kirchlichen Amtsblatt. 

§ 12
Einspruchsrecht und Berichtigung

(1) Jede und jeder Wahlberechtigte hat das Recht, 
gegen die Wählerliste oder das Wahlausschrei-
ben innerhalb einer Woche nach Zugang Ein-
spruch einzulegen. 

(2) 1Der Wahlvorstand entscheidet unverzüglich 
über den Einspruch und erteilt einen schrift-
lichen Bescheid. 2Gibt er dem Einspruch statt, 
so berichtigt er die Wählerliste oder das Wahl-
ausschreiben. 3Wird dem Einspruch nicht statt-
gegeben, so hat der Bescheid einen Hinweis auf 
die Möglichkeit der Anfechtung der Wahl nach 
Absatz 4 zu enthalten. 

(3) 1Offenbare Unrichtigkeiten des Wahlergeb-
nisses, insbesondere Rechenfehler bei der Zäh-
lung der Stimmen, hat der Wahlvorstand von 
Amts wegen oder auf Antrag zu berichtigen. 
2Den Antrag kann jede und jeder Wahlberech-
tigte stellen. 3Die Berichtigung ist nur solange 
zulässig, bis die Frist für die Anfechtung der 
Wahl abgelaufen ist. 4Die Berichtigung ist in 
der gleichen Weise wie das Wahlergebnis be-
kannt zu geben. 

(4) Für die Anfechtung der Wahl gilt § 14 MVG-
EKD.

§ 13
Kostenregelung

Das Landeskirchenamt trägt die Kosten der Wahl 
und unterstützt den Wahlvorstand bei seiner Tätigkeit. 

§ 14
Verwahrung der Wahlunterlagen

Die Wahlakten, insbesondere Niederschriften, 
Wählerlisten, Wahlausschreiben, Wahlvorschläge 
und Stimmzettel, sind vom Gesamtausschuss vier 
Jahre lang aufzubewahren. 

§ 15
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Wahlordnung tritt am Tag nach ihrer Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wahlord-
nung für die Wahl des Gesamtausschusses der 
Mitarbeitervertretungen der Ev.-luth. Landeskirche 
Hannovers vom 6. August 2002 (Kirchl. Amtsbl. S. 
182), die zuletzt durch die Verwaltungsvorschrift 
vom 7. Januar 2010 (Kirchl. Amtsbl. S. 13) geändert 
worden ist, außer Kraft. 

Das Landeskirchenamt

D r.  S p r i n g e r
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Nr. 30 Rechtsverordnung zur Änderung der 
Datenschutzdurchführungsverordnung

Vom 15. September 2020

Das Landeskirchenamt hat aufgrund des § 10 Ab-
satz 1 des Datenschutz-Anwendungsgesetzes vom 
18. Dezember 2018 (Kirchl. Amtsbl. S. 116) mit 
Zustimmung des Landessynodalausschusses die fol-
gende Rechtsverordnung beschlossen:

Artikel 1

Die Datenschutzdurchführungsverordnung vom 
21. Februar 2019 (Kirchl. Amtsbl. S. 5) wird wie 
folgt geändert:

1. § 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)  Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:
 „In Gottesdiensten und Gemeindebriefen 

dürfen zusätzlich Geburts- und Sterbeda-
tum sowie Lebensalter von verstorbenen 
und kirchlich bestatteten Personen bekannt 
gegeben werden.“

b)  Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.
2.  § 36 wird wie folgt gefasst: „Mitarbeitende, die 

Sozialdaten verarbeiten, sind neben der Ver-
pflichtung auf das Datengeheimnis gemäß § 26 
DSG-EKD auch auf die Einhaltung des Sozial-
geheimnisses (§ 35 SGB I) hinzuweisen.“

3.  § 37 wird wie folgt geändert:
a)  In der Überschrift werden nach den Wör-

tern „Tageseinrichtungen für Kinder“ ein 
Komma und die Wörter „Einrichtungen der 
Jugendhilfe“ angefügt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
 „(3) Tageseinrichtungen für Kinder und 

Einrichtungen der Jugendhilfe dürfen per-
sonenbezogene Daten der Kinder, Jugend-
lichen und Erziehungsberechtigten ver-
arbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihres 
Erziehungs-, Bildungs- und Betreuungsauf-
trags erforderlich ist.“

c)  In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
„und“ die Wörter „Jugendlichen sowie“ 
eingefügt.

Artikel 2

Diese Rechtsverordnung tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.

H a n n o v e r, den 15. September 2020

Das Landeskirchenamt

D r.  S p r i n g e r

Nr. 31 Ordnung für das Posaunenwerk der 
Evangelisch-lutherischen Landeskir-
che Hannovers

Vom 15. September 2020

§ 1
Ziele und Aufgaben

(1) 1Das Posaunenwerk der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers ist ein Ar-
beitsbereich im Michaeliskloster Hildesheim 
– Evangelisches Zentrum für Gottesdienst und 
Kirchenmusik. 2Die Ordnung für das Michae-
liskloster Hildesheim gilt auch für das Posau-
nenwerk.

(2) 1Das Posaunenwerk der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers versteht 
seinen Auftrag aus dem Evangelium von Je-
sus Christus als Grundlage und Maßstab al-
len kirchlichen Handelns. 2Dieser Auftrag ist 
Dienst an der Öffentlichkeit, an den Kirchen-
gemeinden und an den Mitgliedern der Chöre.  
3Die Erfüllung dieses Auftrages hat ihre be-
sondere Gestalt im Musizieren zur Ehre Gottes.  
4Das Posaunenwerk fördert durch koordinieren-
de Leitung, gegenseitige Anregung, Austausch 
von Erfahrungen, seelsorgerliche Begleitung 
und geordnetes Zusammenwirken bei gemein-
samen Veranstaltungen die angeschlossenen 
Chöre in ihrer geistlichen Ausrichtung und mu-
sikalischen Arbeit.

(3)  Der Erfüllung dieser Aufgaben sollen insbeson-
dere dienen:
1. Beratung und Begleitung der Posaunen-

chöre und Unterstützung bei der Gründung 
neuer Posaunenchöre,

2. Pflege der Kirchenmusik in ihren vielfäl-
tigen Erscheinungsformen,

3. Förderung missionarischer und diako-
nischer Tätigkeit durch Posaunenchöre,

4. Veranstaltung von Begegnungen für Posau-
nenchöre und Bläserinnen und Bläser und 
von Posaunentagen,

5. Veranstaltung von Lehrgängen und Semi-
naren zur theoretischen und praktischen 
Weiterbildung sowie zur geistlichen För-
derung der Chorleiterinnen und Chorleiter 
sowie der Bläserinnen und Bläser,

6. Förderung der Zusammenarbeit auf Ebene 
der Kirchenkreise, Sprengel, Bezirke sowie 
anderer regionaler Zusammenschlüsse; An-
regung und Hilfe bei der Neugründung sol-
cher Verbindungen.

(4) Das Posaunenwerk handelt gemäß dieser Ord-
nung in eigener Verantwortung unbeschadet 
des Weisungs- und Aufsichtsrechts der Direk-



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 4/2020

117

torin oder des Direktors des Michaelisklosters 
Hildesheim und des Landeskirchenamtes.

(5) 1Die Evangelisch-lutherische Landeskirche 
Hannovers ist Mitglied des „Evangelischen Po-
saunendienstes in Deutschland e. V.“ (EPiD). 
2Sie überträgt die sich aus dieser Mitglied-
schaft ergebenden Rechte und Pflichten auf das 
Posaunenwerk.

§ 2
Mitgliedschaft und Gliederung

(1)  1Das Posaunenwerk stellt den freiwilligen Zu-
sammenschluss evangelischer Posaunenchöre 
dar, die im Bereich der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers ihren Dienst 
tun. 2Mitglieder des Posaunenwerkes können 
alle Posaunenchöre in der Landeskirche wer-
den, die diese Ordnung anerkennen. 3In Ein-
zelfällen können auf Antrag Posaunenchöre 
einer anderen christlichen Kirche, die als 
Mitglied oder Gastmitglied der Arbeitsgemein-
schaft christlicher Kirchen in Niedersachsen 
angehören, als Mitglieder des Posaunenwerkes 
aufgenommen werden. Über die Aufnahme der 
Posaunenchöre als Mitglieder entscheidet die 
Mitarbeitendenkonferenz (§ 8). 

(2)  1Die Mitgliedschöre sollen die Arbeit des Posau-
nenwerkes unterstützen und auf Anfrage über 
ihre Arbeit berichten. 2Sie sollen an Veranstal-
tungen des Posaunenwerkes, insbesondere an 
Fortbildungsmaßnahmen, teilnehmen. 3Unter 
allen Mitgliedschören wird ein jährlicher Chor-
beitrag eingeworben. 4Die Chorbeiträge sind für 
Zwecke des Posaunenwerkes zu verwenden.

(3)  1Das Gebiet der Landeskirche wird für die Zu-
ordnung der Zuständigkeit der Landesposau-
nenwartinnen und Landesposaunenwarte in 
Bezirke aufgeteilt (§ 5 Nummer 12). 2Die Auf-
teilung dieser Bezirke geschieht durch das Ku-
ratorium des Michaelisklosters auf Vorschlag 
des Landesposaunenrates. 

(4) Innerhalb der Bezirke arbeiten die Posaunen-
chöre auf Ebene der Kirchenkreise zusammen 
und bilden Kreisverbände.

§ 3
Vertreterversammlung 

(1) Die Vertreterversammlung kann ein Forum zur 
Förderung der Belange der Posaunenarbeit in 
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers sein.

(2) 1Wird eine Vertreterversammlung einberufen, 
nehmen in der Regel je eine bevollmächtigte 
Vertreterin oder ein bevollmächtigter Vertre-
ter jedes Mitgliedschores (§ 2 Absatz 1) sowie 

die beruflichen Mitarbeitenden des Posaunen-
werkes teil. 2Die Teilnahme weiterer Vertrete-
rinnen oder Vertreter ohne Stimmrecht ist mög-
lich.

(3)  Die Vertreterversammlung hat, wenn sie zu-
sammenkommt, insbesondere folgende Aufga-
ben:
1. Beratung von Themen zur Förderung des 

wechselseitigen Austausches über die Ar-
beit der Posaunenchöre; die Vertreterver-
sammlung kann dazu Stellungnahmen ab-
geben,

2. Entgegennahme und Besprechung von 
Berichten der Landesposaunenwartinnen 
und Landesposaunenwarte sowie der Lan-
despastorin oder des Landespastors des Po-
saunenwerkes,

3. Anregung zur Entwicklung von Vorhaben 
und Aktivitäten des Posaunenwerkes.

(4)  1Die Vertreterversammlung kann auf Einladung 
der Landespastorin oder des Landespastors (§ 
9) einberufen werden. 2Die Einladung ist den 
Mitgliedschören mindestens sechs Wochen vor-
her mit Angabe der Tagesordnung bekannt zu 
geben.

(5)  Anträge an die Vertreterversammlung sind spä-
testens vier Wochen vor ihrem Zusammentreten 
der Landespastorin oder dem Landespastor ein-
zureichen.

(6)  Die Vertreterversammlung muss einberufen 
werden, wenn es mindestens ein Zehntel der 
Mitgliedschöre verlangt. 

§ 4
Landesposaunenrat

(1)  1Der Landesposaunenrat ist ein Beirat in bera-
tender Funktion für das Posaunenwerk. 2Ihm 
gehören an:
1. ein Mitglied des Bischofsrates,
2. die Landespastorin oder der Landespastor 

für die Posaunenchorarbeit und die stän-
dige Vertreterin oder der ständige Vertreter 
nach § 9 Absatz 2,

3. die Landesposaunenwartinnen und Landes-
posaunenwarte,

4. je Bezirk gemäß § 2 Absatz 3 dieser Ord-
nung eine Delegierte oder ein Delegierter 
oder eine Stellvertreterin oder ein Stellver-
treter, die von den jeweiligen Posaunenchö-
ren gewählt und vom Kuratorium des Mi-
chaelisklosters Hildesheim berufen werden,

5. bis zu zwei auf Vorschlag des Landesposau-
nenrates durch das Kuratorium des Micha-
elisklosters Hildesheim zu berufende sach-
verständige Personen.

(2) 1Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der 
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Landeskirchenmusikdirektor, eine Vertreterin 
oder ein Vertreter des Landeskirchenamtes und 
die Direktorin oder der Direktor des Michae-
lisklosters Hildesheim können mit beratender 
Stimme an den Sitzungen teilnehmen. 2Auf 
Einladung des Landesposaunenrates können 
fachkundige Personen an den Sitzungen teil-
nehmen.

(3)  1Der Landesposaunenrat wählt eine Vorsitzen-
de oder einen Vorsitzenden und eine stellvertre-
tende Vorsitzende oder einen stellvertretenden 
Vorsitzenden aus seiner Mitte. 2Die oder der 
Vorsitzende und die oder der stellvertretende 
Vorsitzende müssen der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers angehören.

(4) Die Amtszeit des Landesposaunenrates beträgt 
sechs Jahre.

§ 5
Aufgaben des Landesposaunenrates

Der Landesposaunenrat hat insbesondere folgende 
Aufgaben: 

1. Begleitung und Auswertung der laufenden Ar-
beit des Posaunenwerkes,

2. Mitwirkung an der Jahresplanung des Posau-
nenwerkes,

3. Beratung und Unterstützung der beruflichen 
Mitarbeitenden des Posaunenwerkes,

4. Beratung von Berichten der Landespastorin 
oder des Landespastors und der Landesposau-
nenwartinnen und Landesposaunenwarte,

5. Förderung der Fort- und Weiterbildung der eh-
renamtlichen Mitarbeitenden,

6. Beratung über besondere Arbeitsvorhaben, 
Eingaben und Vorlagen,

7. Entgegennahme von Informationen über den 
Haushaltsplan für das Posaunenwerk mit dem 
Recht zur Stellungnahme,

8. Mitwirkung bei der Besetzung von Stellen für 
Landesposaunenwartinnen und Landesposau-
nenwarte,

9. Wahl von Vertreterinnen oder Vertretern in 
Gremien, insbesondere des EPiD, 

10. Wahl einer oder eines Vorsitzenden und einer 
oder eines stellvertretenden Vorsitzenden,

11. Ehrung von Chören und deren Mitgliedern,
12. Vorschlagsrecht zur Festlegung der Bezirke ge-

mäß § 2 Absatz 3,
13. Vertretung von Interessen der Posaunenchöre,
14. Bildung von Ausschüssen,
15. Erstellung einer Ordnung für die Wahl zum 

Landesposaunenrat,
16. Beratung über Einführung und Festsetzung von 

Posaunenchorbeiträgen oder Kostenumlagen.

§ 6
Sitzungen des Landesposaunenrates

(1) 1Sitzungen des Landesposaunenrates finden 
in der Regel zweimal jährlich statt. 2Er ist bei 
Anwesenheit von mehr als der Hälfte seiner 
stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig.

(2) Außerordentliche Sitzungen finden statt, wenn 
ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder, 
die oder der Vorsitzende, die Landespastorin 
oder der Landespastor oder die Direktorin oder 
der Direktor des Michaelisklosters Hildesheim 
es unter Angabe des Verhandlungsgegen-
standes beantragt.

(3)  1Zu den Sitzungen soll mindestens vierzehn 
Tage vorher schriftlich unter Angabe der Tages-
ordnung und unter Beifügung der erforderlichen 
Arbeitspapiere eingeladen werden. 2Über das 
Ergebnis der Sitzungen wird eine Niederschrift 
angefertigt.

(4)  Für Abstimmungen und Wahlen sind die §§ 44 
und 45 der Kirchengemeindeordnung entspre-
chend anzuwenden.

§ 7
Kreisverbände

(1)  Die Kreisverbände ordnen ihre Angelegenhei-
ten selbst.

(2) 1Das Posaunenwerk berät die Kreisverbände, 
insbesondere bei der Erstellung einer Ordnung. 
2Es hält eine Musterordnung bereit.

(3)  Die Kreisverbände informieren das Posaunen-
werk über
1. die Einführung oder Änderung einer Ord-

nung,
2. das Ausscheiden oder die Neueinsetzung 

einer Kreischorleiterin oder eines Krei-
schorleiters, 

3. das Ausscheiden oder die Neueinsetzung ei-
ner Kreisobfrau oder eines Kreisobmannes.

§ 8
Mitarbeitendenkonferenz

Die Landesposaunenwartinnen und Landesposau-
nenwarte bilden zusammen mit der Landespastorin 
oder dem Landespastor und der stellvertretenden 
Landespastorin oder dem stellvertretenden Lan-
despastor und den übrigen beruflichen Mitarbei-
tenden die Mitarbeitendenkonferenz des Posau-
nenwerkes. Die Direktorin oder der Direktor des 
Michaelisklosters Hildesheim und die Landeskir-
chenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusik-
direktor haben jederzeit Zugang zu diesen Konfe-
renzen.
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§ 9
Landespastorin oder Landespastor 

für die Posaunenchorarbeit

(1)  Die Landespastorin oder der Landespastor für 
die Posaunenchorarbeit wird nach Anhörung 
des Landesposaunenrates auf Vorschlag des 
Kuratoriums des Michaelisklosters Hildesheim 
vom Landeskirchenamt berufen. Es gilt das 
Kirchengesetz über die Besetzung der Pfarr-
stellen und dessen Ausführungsbestimmungen. 

(2) 1Die ständige Vertreterin oder der ständige 
Vertreter der Landespastorin oder des Lan-
despastors für die Posaunenchorarbeit wird 
vom Landesposaunenrat auf die Dauer von 
sechs Jahren gewählt. 2Diese oder dieser nimmt 
nach Absprache mit der Mitarbeitendenkonfe-
renz und der Direktorin oder dem Direktor des 
Michaelisklosters Hildesheim stellvertretend 
die Aufgaben nach Absatz 3 Nummer 2 bis 10 
wahr. 

(3)  Die Landespastorin oder der Landespastor hat 
insbesondere folgende Aufgaben und Befug-
nisse:
1. Leitung und Vertretung des Arbeitsbe-

reiches Posaunenwerk im Michaeliskloster 
Hildesheim,

2. Leitung der theologischen Arbeit im Posau-
nenwerk,

3. Leitung der Mitarbeitendenkonferenzen 
und von Dienstgesprächen,

4. Seelsorge an den Bläserinnen und Bläsern,
5. Verbindung zu den Aus- und Fortbildungs-

stätten innerhalb der Landeskirche,
6. Verbindung zu gleichartigen Arbeitsgebie-

ten in anderen Kirchen und im öffentlichen 
Leben,

7. Vorschlagsrecht bei der Besetzung von Stel-
len im Posaunenwerk,

8. Einberufung und Leitung der Vertreterver-
sammlung, 

9. Durchführung der Ehrungen gemäß § 5 
Nummer 11,

10. Bestätigung der Aufnahme von Posaunen-
chören in das Posaunenwerk.

§ 10
Landesposaunenwartinnen und 

Landesposaunenwarte

(1)  Die Landesposaunenwartinnen und Landespo-
saunenwarte erfüllen die Aufgaben des Posau-
nenwerks gemäß § 1, insbesondere durch
1. Wahrnehmung der Fachaufsicht über die 

Posaunenchorarbeit gemäß der landes-
kirchlichen Ordnung für die Fachaufsicht 

über die Kirchenmusikerinnen und Kir-
chenmusiker,

2. Mitwirkung bei Gottesdiensten, Feiern und 
Festen in den Kirchengemeinden, Kirchen-
kreisen, Sprengeln der Landeskirche und 
ihren Werken und Einrichtungen, 

3. Veranstaltung von Lehrgängen und Semi-
naren zur theoretischen und praktischen 
Weiterbildung sowie zur geistlichen För-
derung der Chorleiterinnen und Chorleiter 
sowie der Bläserinnen und Bläser,

4. Beratung bei der Beschaffung von Instru-
menten und Notenliteratur,

5. Chorschulungen und Begleitung der Arbeit 
der Posaunenchöre,

6. Hilfestellung bei der Gewinnung von Mit-
gliedern für die Posaunenchöre,

7. Durchführung von Konzerten,
8. Unterstützung der Nachwuchsförderung 

und Jugendarbeit der Posaunenchöre,
9. Teilnahme an den regelmäßigen Mitarbei-

tendenkonferenzen. 
(2) 1Einer der Landesposaunenwartinnen oder 

einem der Landesposaunenwarte wird durch 
die Direktorin oder den Direktor des Michaelis-
klosters Hildesheim auf Vorschlag der Landes-
posaunenwartinnen und Landesposaunenwarte 
die Aufgabe einer Sprecherin oder eines Spre-
chers für die Dauer von drei Jahren übertragen. 
2Diese oder dieser hat folgende Aufgaben:
1. Vertretung des Posaunenwerkes als ordent-

liches Mitglied im Konvent der Kirchenmu-
sikdirektorinnen und Kirchemusikdirek-
toren,

2. Koordinierung musikalischer Beiträge bei 
landeskirchlichen Veranstaltungen, Pro-
jekten oder Veröffentlichungen,

3. Bearbeitung von Anfragen zu den Posau-
nenchorleitungsprüfungen.

§ 10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)  Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 15. Sep-
tember 2020 in Kraft. 

(2)  Gleichzeitig tritt die Ordnung für das Posau-
nenwerk der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche Hannovers vom 3. Mai 2005, die zuletzt 
am 5. Juli 2011 geändert worden ist (Kirchl. 
Amtsbl. 2012 S. 74), außer Kraft.

H a n n o v e r, den 15. September 2020

Das Landeskirchenamt

D r.  S p r i n g e r
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Nr. 32 2. Verordnung mit Gesetzeskraft zur 
Änderung der Verordnung mit Ge-
setzeskraft zur Sicherung der Hand-
lungsfähigkeit der kirchlichen Kör-
perschaften 

Vom 3. September 2020

Der Landessynodalausschuss hat aufgrund des 
Artikels 71 der Kirchenverfassung vom 16. Mai 
2019 (Kirchl. Amtsbl. S. 31) die folgende Verord-
nung mit Gesetzeskraft beschlossen:

Artikel 1

Die Verordnung mit Gesetzeskraft zur Sicherung 
der Handlungsfähigkeit der kirchlichen Körper-
schaften vom 19. März 2020 (Kirchl. Amtsbl. S. 74), 
geändert durch Verordnung mit Gesetzeskraft vom 
16. April 2020 (Kirchl. Amtsbl. S. 90), wird wie 
folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „des 

Verbotes von Zusammenkünften in Kirchen 
und Gemeindehäusern oder wegen ande-
rer“ durch die Wörter „behördlich angeord-
neter“ ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 
 „(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn 

eine Bewerberin oder ein Bewerber wegen 
behördlich angeordneter Reisebeschrän-
kungen nicht in der Lage ist, einen Aufstel-
lungsgottesdienst in der Kirchengemeinde 
zu leiten.“

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab-
sätze 3 bis 5.

d) In dem neuen Absatz 5 werden die Wörter 
„gilt Absatz 1“ durch die Wörter „gelten die 
Absätze 1 und 2“ ersetzt. 

2. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
 „(2) Sie tritt am 31. März 2021 außer 

Kraft.“
b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

Artikel 2

Diese Verordnung mit Gesetzeskraft tritt am  
10. September 2020 in Kraft. 

H a n n o v e r, den 03. September 2020

Der Landesbischof
der Evangelisch-lutherischen

Landeskirche Hannovers

M e i s t e r

II. Verfügungen

Nr. 33 Ausführungsbestimmungen zum Kir-
chengesetz über die Taufe

Vom 10. Juni 2020

Das Landeskirchenamt hat aufgrund des § 13 des 
Kirchengesetzes über die Taufe vom 5. März 1971 
(Kirchl. Amtsbl. S. 60, 93), das zuletzt durch Arti-
kel 19 des Kirchengesetzes vom 12. Dezember 2019 
(Kirchl. Amtsbl. S. 301) geändert worden ist, die 
folgenden Ausführungsbestimmungen beschlossen:

1. Zu § 1 Absatz 1

1Grundsätzlich soll jedem Wunsch nach einer 
Taufe entsprochen werden. 2Die Praxis der Taufe 
von Kindern soll durch alle Verantwortlichen be-
wahrt und gefördert werden.

2. Zu § 1 Absatz 3

(1) Als Erwachsene im Sinne des Kirchengesetzes 

über die Taufe gelten auch Jugendliche nach 
Vollendung des 14. Lebensjahres.

(2) Die notwendige Vorbereitung von älteren Kin-
dern und Erwachsenen kann in der Konfir-
mandenarbeit oder in einem besonderen Tauf-
unterricht geschehen.

(3)  Bei Täuflingen, die eine Vorbereitung gemäß 
Absatz 2 erhalten haben, ist ihre Zustimmung 
Voraussetzung für den Vollzug der Taufe.

(4)  Die Taufe ist auch bei Kindern, Konfirman-
dinnen und Konfirmanden in der Regel Voraus-
setzung für den Empfang des Abendmahls.

3. Zu § 2

(1)  Sorgeberechtigte sind der Vater und die Mutter 
des Kindes oder die Person, der die Personen-
sorge für das Kind zusteht (Pflegerin oder Pfle-
ger, Vormund).

(2)  1Bei der Anmeldung der Taufe eines Kindes ist 
zu erfragen, ob ein Elternteil oder eine andere 
Sorgeberechtigte oder ein anderer Sorgeberech-
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tigter dem Verlangen der oder des Anmelden-
den widerspricht. 2Liegt ein Widerspruch vor, 
so soll die Pastorin oder der Pastor versuchen, 
eine Einigung zwischen den Beteiligten herbei-
zuführen. 3Die staatlichen Bestimmungen über 
das Personensorgerecht sind zu beachten. 4In 
Zweifelsfällen soll sich die Pastorin oder der 
Pastor von den kirchlichen Aufsichtsbehörden 
beraten lassen.

4. Zu § 3

1Alle Taufgottesdienste sollen eine gemeinsame 
Grundstruktur haben. 2Zugleich soll die Gestaltung 
der Taufe der jeweiligen Situation entsprechen und 
wird darum variieren. 3Der Hinweis der Agende auf 
verbindliche Kernstücke ist dabei zu beachten. 4Die 
Taufe muss mit Wasser und der trinitarischen Tauf-
formel gemäß der Agende durchgeführt werden.

5. Zu § 4 Absatz 1

(1)  Sind für die Eltern oder die anderen Sorgebe-
rechtigten verschiedene Pfarrämter zuständig, 
so kann die Taufe bei jedem der Pfarrämter an-
gemeldet werden.

(2)  Soll die Taufe von einer nicht zuständigen Pasto-
rin oder einem nicht zuständigen Pastor vorge-
nommen werden, so ist vorher eine schriftliche 
Zustimmung (Dimissoriale) beim zuständigen 
Pfarramt einzuholen.

(3) 1Dem Wunsch der Eltern oder der anderen Sor-
geberechtigten, dass die Taufe in einer Kirche 
oder Kapelle stattfindet, die nicht zu der nach  
§ 4 Absatz 1 des Kirchengesetzes über die 
Taufe zuständigen Gemeinde gehört, soll ent-
sprochen werden. 2In diesem Fall bedarf es der 
Zustimmung der Kirchengemeinde, die ihre 
Kirche oder Kapelle zur Verfügung stellt. 3Die 
Zustimmung ist zu erteilen, wenn nicht schwer-
wiegende, kirchlich anzuerkennende Gründe 
entgegenstehen. 4Absatz 2 ist zu beachten.

(4)  1Gebühren für Amtshandlungen werden nicht 
erhoben. 2Bei Taufgottesdiensten für Glieder 
anderer Kirchengemeinden kann um eine Spen-
de gebeten werden. 3Außergewöhnliche Leis-
tungen etwa bei Musikaufführungen können 
in angemessener Höhe in Rechnung gestellt 
werden. 4Für besonders häufig beanspruchte 
Kirchengemeinden kann ein angemessener Fi-
nanzausgleich auf Ebene des Kirchenkreises 
oder der Region vorgesehen werden.

(5)  1Taufgottesdienste sind öffentliche Gottes-
dienste. 2Sie finden in der Regel in einer Kirche 
oder Kapelle statt. 3Taufen können auch, z. B. 
bei einem Tauffest, an anderen Orten stattfin-
den, die öffentlich zugänglich sind. 4In Ausnah-

mefällen können Taufen als Haustaufe oder im 
Krankenhaus vorgenommen werden.

6. Zu § 4 Absatz 2

(1)  Das Taufgespräch vor der Taufe eines Kindes 
soll mit den Eltern oder den anderen Sorgebe-
rechtigten und gegebenenfalls auch mit den Pa-
tinnen und Paten geführt werden.

(2) 1Die Personalien des Täuflings sind aufgrund 
einer Abstammungsurkunde (Geburtsurkunde) 
festzustellen. 2Bei Taufbegehren von geflüchte-
ten Menschen, die weder Geburtsurkunde noch 
Pass oder Passersatz vorlegen können, genügt als 
Identitätsnachweis die Bescheinigung über die 
Aufenthaltsgestattung gemäß § 64 Asylgesetz.

7. Zu § 5

1Hat die Pastorin oder der Pastor Anlass zu der 
Annahme, dass die Eltern oder die anderen Sor-
geberechtigten eine christliche Erziehung und den 
kirchlichen Unterricht für das Kind ablehnen, so 
muss sie oder er im Gespräch mit ihnen eine Klä-
rung darüber herbeiführen, ob diese Annahme 
zutrifft. 2In dem Gespräch muss deutlich zum Aus-
druck kommen, ob die Eltern oder die anderen Sor-
geberechtigten bereit sind, die mit der Taufe gege-
bene Verantwortung für eine christliche Erziehung 
zu übernehmen und den kirchlichen Unterricht zu 
bejahen oder ob das nicht der Fall ist.

8. Zu § 6

(1) 1Kommt für das Pfarramt gemäß § 5 des Kir-
chengesetzes über die Taufe eine Versagung 
der Taufe in Betracht, hat es zunächst eine 
Beratung des Falles im Kirchenvorstand her-
beizuführen. 2Das Pfarramt trifft seine Ent-
scheidung in eigener Verantwortung; dabei soll 
das Ergebnis der Beratung im Kirchenvorstand 
berücksichtigt werden. 3Eine Versagung ist den 
Betroffenen unter Hinweis auf die Möglichkeit 
der Beschwerde bei der Superintendentin oder 
bei dem Superintendenten schriftlich mitzutei-
len.

(2)  Wird in einer Kirchengemeinde das Pfarramt 
von mehreren Pastorinnen und Pastoren verwal-
tet, so ist die Entscheidung über die Versagung 
einer Taufe einvernehmlich zu treffen.

(3)  1Die im Beschwerdeweg angerufene Stelle 
(Superintendentin, Superintendent, Regio-
nalbischöfin oder Regionalbischof) erteilt der 
Beschwerdeführerin oder dem Beschwerdefüh-
rer einen schriftlichen Bescheid und gibt eine 
Abschrift an das Pfarramt. 2Der Bescheid der 
Superintendentin oder des Superintendenten 
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muss einen Hinweis auf die Möglichkeit der 
Beschwerde bei der Regionalbischöfin oder bei 
dem Regionalbischof enthalten.

(4) 1Wird in der gemäß Absatz 3 ergehenden Ent-
scheidung die Versagung der Taufe nicht als 
geboten angesehen, so kann die Taufe auch in 
einer anderen Kirchengemeinde gehalten wer-
den. 2Die Vorschriften der Nummer 5 Absatz 2 
gelten entsprechend.

9. Zu § 7 Absatz 1

(1) 1Durch die Taufe wird der Täufling in die Ge-
meinschaft der Kirche Jesu Christi aufgenom-
men. 2Er wird hierdurch Kirchenglied der 
Landeskirche und der Kirchengemeinde seines 
Wohnsitzes.

(2) 1Der Täufling wird Glied einer anderen Kir-
chengemeinde der Landeskirche, wenn bei An-
meldung der Taufe eine entsprechende Erklä-
rung abgegeben wird. 2Nicht religionsmündige 
Kinder müssen, wenn sie nicht zur Kirchenge-
meinde ihres Wohnsitzes gehören, derselben 
Kirchengemeinde angehören wie zumindest ein 
Elternteil oder eine andere Sorgeberechtigte 
oder ein anderer Sorgeberechtigter. 3§ 4 Absatz 
5 der Rechtsverordnung über die Aufnahme 
und die Wiederaufnahme in die Kirche findet 
entsprechend Anwendung.

(3) Durch seine Mitgliedschaft in einer Kirchen-
gemeinde und der Landeskirche gehört der 
Täufling zugleich der Evangelischen Kirche in 
Deutschland an.

10. Zu § 7 Absatz 2 

Im Falle der Taufe nach dem Konfirmationsalter 
ist eine besondere Konfirmationshandlung nicht er-
forderlich.

11. Zu § 8

(1)  1Soweit erforderlich, ist eine Bescheinigung 
über die Kirchenmitgliedschaft oder die Be-
rechtigung zum Patenamt einer Patin oder eines 
Paten (Patenschein) von dem für die benannte 
Person zuständigen Pfarramt anzufordern. 2Für 
Personen, die das Patenrecht nicht besitzen, 
kann der Patenschein nicht ausgestellt werden. 
3Eine Nachforschung, ob eine Person konfir-
miert ist, ist jedoch nicht erforderlich.

(2)  Nichtkonfirmierten evangelischen Personen 
kann die Pastorin oder der Pastor das Paten-
recht zusprechen.

(3) Bei Taufen von Kindern in zeitlicher Nähe zur 
Konfirmation kann auf die Benennung von Pa-
tinnen oder Paten verzichtet werden.

(4) 1Jede Patin oder jeder Pate muss einer christ-
lichen Kirche angehören. 2Dazu zählen in der 
Regel die Kirchen, die der Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Kirchen in Niedersachsen angehö-
ren. 3Mit Patinnen und Paten aus Kirchen, in 
denen die Kindertaufe nicht praktiziert wird, ist 
ein Gespräch zu führen, ob sie die Taufe an ih-
rem Patenkind als vollgültig akzeptieren. 4An-
dernfalls können sie nicht zum Patenamt zuge-
lassen werden.

(5)  Kann im Ausnahmefall keine evangelische Pa-
tin oder kein evangelischer Pate benannt wer-
den, genügt die Benennung einer Patin oder 
eines Paten, die oder der einer christlichen Kir-
che gemäß Absatz 4 angehört, wenn zumindest 
ein Elternteil oder eine sorgeberechtigte Person 
evangelisch ist.

(6)  1Kann im Einzelfall von den Eltern oder den 
anderen Sorgeberechtigten gar keine Patin oder 
gar kein Pate benannt werden, soll sich die Kir-
chengemeinde bemühen, dass ein Mitglied der 
Kirchengemeinde als Patin oder Pate zur Ver-
fügung steht und von der Tauffamilie akzeptiert 
werden kann. 2Es soll darauf hingewirkt wer-
den, dass in jedem Fall eine Patin oder ein Pate 
vorhanden ist.

(7) 1Kann trotz aller Bemühungen keine Patin oder 
kein Pate benannt werden, so kann die Taufe 
im besonderen Einzelfall gleichwohl vollzogen 
werden, wenn zumindest ein Elternteil oder eine 
andere sorgeberechtigte Person Mitglied einer 
evangelischen Kirche ist. 2In diesem Fall ist die 
Superintendentin oder der Superintendent zu 
informieren.

(8)  Zu den Patenpflichten, die jede Patin und je-
der Pate übernehmen muss, werden dem Her-
kommen nach gerechnet: Zeugenschaft bei der 
Taufe, Mitverantwortung für eine christliche Er-
ziehung des Täuflings und darin Wahrnehmung 
der Verantwortung der gesamten christlichen 
Gemeinde gegenüber dem Täufling.

(9)  1Der Umstand, dass eine Patin oder ein Pate aus 
vertretbaren Gründen nicht bei der Taufe anwe-
send sein kann, steht der Übernahme der Pa-
tenschaft nicht entgegen. 2In diesem Fall hat die 
Patin oder der Pate die Bereitschaft zur Über-
nahme der Patenschaft schriftlich zu erklären.

12. Zu § 10

Für die mit der Ausübung des Amtes der Verkün-
digung Beauftragten besteht die Verpflichtung, in 
der Verkündigung und vor allem auch in der Konfir-
mandenarbeit auf die Möglichkeit der Taufe in Fäl-
len von Lebensgefahr und auf die im Evangelischen 
Kirchengesangbuch (EG 791) enthaltene Ordnung 
für eine solche Taufe hinzuweisen.
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13. Zu § 11

1Der Vollzug einer Taufe wird durch urkundlichen 
Nachweis festgestellt. 2Ist kein urkundlicher Nach-
weis vorhanden, hat das Pfarramt, möglichst durch 
die Erklärung mindestens einer Zeugin oder eines 
Zeugen, zu entscheiden, ob die Taufe glaubhaft ge-
macht werden kann.

14. Zu § 12

1Für die Eintragung der Taufe in das Kirchenbuch 
gelten die Bestimmungen über das Kirchenbuch-
wesen. 2Eine nachträgliche Eintragung oder Strei-
chung von Patinnen und Paten im Taufregister ist 
nicht zulässig.

H a n n o v e r, den 10. Juni 2020

Das Landeskirchenamt

D r.  S p r i n g e r

Nr. 34 Kollektenplan für das Kirchenjahr 
2020/2021

H a n n o v e r, den 07. Juli 2020

Nachstehend geben wir den Kollektenplan für das 
Kirchenjahr 2020/2021 bekannt (§ 6 Rechtsverord-
nung über das kirchliche Kollektenwesen – Kollek-
tenordnung (KollO) – RS 602-1).

Die Zahl der Wahlpflichtkollekten, die durch Be-
schluss des Kirchenvorstandes zu Gunsten anderer 
Kollektenzwecke bestimmt werden können, wird 
auf max. 12 festgelegt. In Gemeinden, in denen nur 
alle 2 Wochen ein Gottesdienst stattfindet, können 
bis zu 6 Wahlpflichtkollekten abgewählt werden; in 
Gemeinden, in denen nur alle 4 Wochen ein Gottes-
dienst stattfindet, bis zu 3 (§ 6 Abs. 3 KollO).

Die Erträge der Kollekten sind von den Kirchen-
gemeinden innerhalb von 30 Tagen an die zustän-
dige Verwaltungsstelle weiterzuleiten (§ 14 Abs. 1 
KollO). Da wir gehalten sind, die Kollekten zeitnah 
zu verwenden und die mit Kollektenmitteln geför-
derten Einrichtungen und Projekte verlässliche An-
gaben brauchen, bitten wir diese Frist unbedingt zu 
wahren.

Die Verwaltungsstellen haben bei der Abführung 
der landeskirchlichen Pflicht- und Wahlpflicht-
kollekten an die Finanzbuchhaltung des Landes-
kirchenamtes die Kollekten nach Kirchenkreisen 
zusammenzufassen und als Verwendungszweck die 
dem Kollektenzweck zugeordnete Kollektennummer 
anzugeben.

Das Landeskirchenamt

D r.  S p r i n g e r

Nr. Datum Name des Sonntags  
bzw. Feiertags

Koll.-
Nr.

Pflichtkollekte Wahlpflichtkollekte  
(bis zu 12 Kollekten 
können mit einem  
anderen Zweck  
belegt werden)

Freie 
Kollekte 
der 
Kirchen-
gemeinde

1 29.11.2020 1. So. im Advent 712066 Brot für die Welt

2 06.12.2020 2. So. im Advent 712067 Weltmission: 
Verbunden in Geduld

3 13.12.2020 3. So. im Advent Freie 
Kollekte

4 20.12.2020 4. So. im Advent 712068 EKD - besondere 
gesamtkirchliche 
Aufgaben

5 24.12.2020 Heiligabend 712066 Brot für die Welt

6 25.12.2020 1. Weihnachtstag Kirchenkreis-
kollekte

7 26.12.2020 2. Weihnachtstag 712066 Brot für die Welt

8 27.12.2020 1. So. nach 
Weihnachten

712069 Diakonisches Werk in  
der Landeskirche

9 31.12.2020 Altjahrsabend 
(Silvester)

712066 Brot für die Welt

10 01.01.2021 Neujahrstag Freie 
Kollekte
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Nr. Datum Name des Sonntags  
bzw. Feiertags

Koll.-
Nr.

Pflichtkollekte Wahlpflichtkollekte  
(bis zu 12 Kollekten 
können mit einem  
anderen Zweck  
belegt werden)

Freie 
Kollekte 
der 
Kirchen-
gemeinde

11 03.01.2021 2. So. nach 
Weihnachten

712101 VELKD - Unter-
stützung der öku-
menischen Arbeit

12 10.01.2021 1. So. nach Epiphanias 712102 Weltmission: Verbunden in 
Christus

13 17.01.2021 2. So. nach Epiphanias 712103 Gefängnisseelsorge

14 24.01.2021 3. So. nach Epiphanias Freie 
Kollekte

15 31.01.2021 Letzter So. 
nach Epiphanias

712104 Bibelgesellschaf-
ten in der Landes-
kirche

16 07.02.2021 Sexagesimae 712105 Hospiz- und Palliativ arbeit 
in der Landes kirche

17 14.02.2021 Estomihi 712106 Für Menschlichkeit in der 
Altenpflege - Diakonische 
Altenhilfe

18 21.02.2021 Invokavit 712107 Ev. Bund; Martin-Luther-
Bund; Gustav-Adolf-Werk 

19 28.02.2021 Reminiszere Freie 
Kollekte

20 07.03.2021 Okuli 712108 Telefonseelsorge

21 14.03.2021 Lätare 712109 Stiftung Posaunenwerk (ldkl. 
Posaunenarbeit)

22 21.03.2021 Judika 712110 Diakonie als Rettungsanker 
(Wohnungslosen- und Straf-
fälligenhilfe, Bahnhofsmissi-
on, Seemannsmission)

23 28.03.2021 Palmarum 712111 Klimakollekte

24 01.04.2021 Gründonnerstag 712112 EKD - Diakonie 
Deutschland, 
Evangelischer 
Bundesverband

25 02.04.2021 Karfreitag Freie 
Kollekte

26 04.04.2021 Ostersonntag 712113 Volksmission in 
der Landeskirche

27 05.04.2021 Ostermontag 712114 Familien mit Neugeborenen 
stärken - DELFI und  
wellcome sowie Familienpro-
jekte (DWiN)

28 11.04.2021 Quasimodogeniti 712115 Sprengelkollekte 
Hannover

28 11.04.2021 Quasimodogeniti 712116 Sprengelkollekte 
Hildesheim-Göt-
tingen

28 11.04.2021 Quasimodogeniti 712117 Sprengelkollekte 
Lüneburg

28 11.04.2021 Quasimodogeniti 712118 Sprengelkollekte 
Osnabrück

28 11.04.2021 Quasimodogeniti 712119 Sprengelkollek 
Ostfriesland-Ems

28 11.04.2021 Quasimodogeniti 712120 Sprengel Stade

29 18.04.2021 Miserikordias Domini 712121 Förderung des theologischen 
Nachwuchses in  
der Landeskirche
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Nr. Datum Name des Sonntags  
bzw. Feiertags

Koll.-
Nr.

Pflichtkollekte Wahlpflichtkollekte  
(bis zu 12 Kollekten 
können mit einem  
anderen Zweck  
belegt werden)

Freie 
Kollekte 
der 
Kirchen-
gemeinde

30 25.04.2021 Jubilate Kirchenkreis-
kollekte

31 02.05.2021 Kantate 712122 Förderung der  
Kirchenmusik in 
der Landeskirche

32 09.05.2021 Rogate 712123 Auf einen guten Start kommt 
es an - Diakonische Jugen-
hilfe und Jugendsozialarbeit 
(DWiN)

33 13.05.2021 Christi Himmelfahrt Freie 
Kollekte

34 16.05.2021 Exaudi 712124 Deutscher Evangelischer 
Kirchentag

35 23.05.2021 Pfingstsonntag 712125 Weltmission:  
Verbunden über 
Grenzen hinweg

36 24.05.2021 Pfingstmontag 712126 Förderung verbindender  
Angebote in Kinder-,  
Jugend- und Konfirmanden-
arbeit

37 30.05.2021 Trinitatis 712127 Diakonische Zurüstung und 
Bildung für Ehrenamtliche 
(DWiN)

38 06.06.2021 1. So. nach Trinitatis 712128 Frauenwerk der Landeskir-
che: Frauenprojekte in der 
Ökumene

39 13.06.2021 2. So. nach Trinitatis Freie  
Kollekte

40 20.06.2021 3. So. nach Trinitatis 712129 Migrationsarbeit in 
der Landeskirche 
(Ausländer-/Aus-
siedlerarbeit, aus-
ländische Studie-
rende)

41 27.06.2021 4. So. nach Trinitatis 712130 Zukunft(s)gestalten -  
Projekte zur Armuts-
bekämpfung bei Kindern

42 04.07.2021 5. So. nach Trinitatis 712131 Bildungsaufgaben 
der Landeskirche, 
Schulseelsorge 
und schulnahe  
Jugendarbeit

43 11.07.2021 6. So. nach Trinitatis 712132 Evangelische Jugendarbeit 
in der Landeskirche

44 18.07.2021 7. So. nach Trinitatis 712133 Chancen eröffnen - Diako-
nische Behindertenhilfe

45 25.07.2021 8. So. nach Trinitatis 712134 EKD - Ökumene 
und Auslands-
arbeit

46 01.08.2021 9. So. nach Trinitatis Freie  
Kollekte

47 08.08.2021 10. So. nach Trinitatis 712135 Förderung Verständnis  
zw. Juden u. Christen

48 15.08.2021 11. So. nach Trinitatis 712136 Aktiv für Kinder und Eltern 
- Diakonische Familienhilfe 
(DWiN)

49 22.08.2021 12. So. nach Trinitatis 712137 Weltmission: Verbunden in 
der Nachfolge
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Nr. Datum Name des Sonntags  
bzw. Feiertags

Koll.-
Nr.

Pflichtkollekte Wahlpflichtkollekte  
(bis zu 12 Kollekten 
können mit einem  
anderen Zweck  
belegt werden)

Freie 
Kollekte 
der 
Kirchen-
gemeinde

50 29.08.2021 13. So. nach Trinitatis Kirchenkreis-
kollekte

51 05.09.2021 14. So. nach Trinitatis 712138 Hilfe für Minderheits kirchen 
in Ost- und  
Westeuropa

52 12.09.2021 15. So. nach Trinitatis 712139 Diakonie leben - besondere 
regionale Projekte unterstüt-
zen sowie Diakonie in 
Schwesternschaften

53 19.09.2021 16. So. nach Trinitatis Freie  
Kollekte

54 26.09.2021 17. So. nach Trinitatis 712140 Tschernobyl-Aktion der  
Landeskirche

55 03.10.2021 Erntedankfest (18. So. 
nach Trinitatis)

712141 Diakonisches 
Werk in  
Niedersachsen

56 10.10.2021 19. So. nach Trinitatis Freie  
Kollekte

57 17.10.2021 20. So. nach Trinitatis 712142 Wege aus der Armut - Be-
troffene Menschen beteiligen 
und fördern (DWiN)

58 24.10.2021 21. So. nach Trinitatis 712143 Förderung von 
kirchlicher Popu-
larmusik und kir-
chenmusikalische 
Arbeit mit Kindern

59 31.10.2021 Reformationstag  
(22. So. nach Trinitatis)

Freie  
Kollekte

60 07.11.2021 Drittletzter So. des  
Kirchenjahres

712144 Frieden stiften - Gewaltprä-
vention fördern (landes-
kirchliche Friedensarbeit)

61 14.11.2021 Volkstrauertag (Vor-
letzter So. des Kirchen-
jahres)

712145 Aktion Sühnezeichen  
Friedensdienste e.V.;  
Volksbund Deutsche  
Kriegsgräberfürsorge 

62 17.11.2021 Buß- und Bettag Freie 
Kollekte

63 21.11.2021 Letzter So. des  
Kirchen-jahres  
(Ewigkeitssonntag)

712146 Sprengelkollekte 
Hannover

63 21.11.2021 Letzter So. des  
Kirchenjahres  
(Ewigkeitssonntag)

712147 Sprengelkollekte 
Hildesheim-Göt-
tingen

63 21.11.2021 Letzter So. des  
Kirchenjahres  
(Ewigkeitssonntag)

712148 Sprengelkollekte 
Lüneburg

63 21.11.2021 Letzter So. des  
Kirchenjahres  
(Ewigkeitssonntag)

712149 Sprengelkollekte 
Osnabrück

63 21.11.2021 Letzter So. des  
Kirchenjahres  
(Ewigkeitssonntag)

712150 Sprengelkollek 
Ostfriesland-Ems

63 21.11.2021 Letzter So. des  
Kirchenjahres  
(Ewigkeitssonntag)

712151 Sprengel Stade
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Nr. 35 Änderung der Satzung der Stiftung 
Evangelisch-lutherisches Missions-
werk in Niedersachsen

Nach Beschluss des Missionsausschusses der 
Stiftung Evangelisch-lutherisches Missionswerk in 
Niedersachsen am 10. März 2020 haben wir die 
Satzungsänderungen am 19. März 2020 gemäß §§ 
1 und 3 des Kirchengesetzes über die kirchliche 
Stiftungsaufsicht vom 18. Dezember 1973 (Kirchl. 
Amtsbl. 1974 S. 20), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Kirchengesetzes vom 18. Dezember 2002 (Kirchl. 
Amtsbl. 2003 S. 3) geändert worden ist, in Verbin-
dung mit § 20 Absatz 2 und § 7 Absatz 1 und 3 des 
Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. Juli 
1968 (Nds. GVBl. S. 119), das zuletzt durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 25.06.2014 (Nds. GVBl. S. 168) 
geändert worden ist, genehmigt. 

Die Änderungen der Satzung werden gemäß § 5 
des Kirchengesetzes über das Evangelisch-luthe-
rische Missionswerk vom 17.01.1977 (Kirchl. Amts-
bl. 1977 S. 25), das zuletzt durch Artikel 34 des 
Kirchengesetzes vom 12. Dezember 2019 (Kirchl. 
Amtsbl. 2019 S. 284, 305) geändert worden ist, 
nachstehend bekannt gemacht. 

1.  § 9 wird wie folgt geändert:
a)  In Absatz 1 Buchstabe c wird das Wort 

„Kirchensenat“ durch die Wörter „Perso-
nalausschuss nach Artikel 60 der Kirchen-
verfassung“ ersetzt.

b)  In Absatz 1 Buchstabe d werden die Wör-
ter „der Missionsdezernent oder die Missi-
onsdezernentin des Landeskirchenamtes“ 
durch die Wörter „die für Missionsange-
legenheiten zuständige Referatsleitung im 
Landeskirchenamt“ ersetzt.

c)  In Absatz 2 werden die Wörter „Missions-
dezernenten und Missionsdezernentinnen“ 
durch die Wörter „für Missionsangelegen-
heiten zuständige Referatsleitungen in den 
Landeskirchenämtern“ ersetzt.

d)  In Absatz 6 Satz 2 wird das Wort „Kirchen-
senat“ durch das Wort „Landessynodalaus-
schuss“ geändert.

2. § 13 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 Buchstabe b werden die Wörter 

„die Missionsdezernenten und Missions-
dezernentinnen der Landeskirchenämter 
Hannover und Wolfenbüttel“ durch die 
Wörter „die für Missionsangelegenheiten 
zuständigen Referatsleitungen in den Lan-
deskirchenämtern Hannover und Wolfen-
büttel“ ersetzt.

b)  Satz 3 wird wie folgt gefasst:
 „Ist der oder die stellvertretende Vorsit-

zende des Missionsausschusses aus dem 

Personenkreis gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 
Buchst. b gewählt worden, so werden nach 
§ 13 Abs. 1 Satz 2 Buchst. c zwei weitere 
Mitglieder des Missionsausschusses in den 
Geschäftsführenden Ausschuss gewählt.“

H a n n o v e r, den 1. Juli 2020

Das Landeskirchenamt

D r.  S p r i n g e r

Nr. 36 Gesamtausschuss der Mitarbeiter-
vertretungen der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers

H a n n o v e r, den 18. Februar 2020
  

Das Landeskirchenamt hat aufgrund des § 54 
Absatz 2 des Mitarbeitervertretungsgesetzes der 
EKD (MVG-EKD) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Januar 2019 (Amtsbl. EKD S. 2), das 
zuletzt durch Artikel 7 des Kirchengesetzes vom  
13. November 2019 (Amtsbl. EKD S. 322) geändert 
worden ist, und des § 6 Absatz 3 MVG-EKD-An-
wendungsgesetzes vom 12. Dezember 2019 (Kirchl. 
Amtsbl. S. 306) im Einvernehmen mit dem Gesamt-
ausschuss folgende Verwaltungsvorschrift beschlos-
sen:

Abschnitt 1
Aufgaben und Bildung des 

Gesamtausschusses der Mitarbeiter-
vertretungen

1. Dem Gesamtausschuss werden die in § 55 
MVG-EKD genannten Aufgaben zugewiesen. 
Ferner entsendet der Gesamtausschuss aus 
seiner Mitte zwei Mitglieder in den Arbeits-
schutzausschuss. Er arbeitet in Arbeitsgruppen 
der Landeskirche mit Auswirkungen auf die 
Dienstverhältnisse der kirchlichen Beschäf-
tigten mit.

2. Die Zahl der Mitglieder des Gesamtausschus-
ses wird auf neun festgesetzt. 

3. Wahlberechtigt und wählbar sind die Vorsit-
zenden und die stellvertretenden Vorsitzenden 
der Mitarbeitervertretungen. 

4. Die Wahlen zum Gesamtausschuss finden als 
Briefwahl nach der Wahlordnung für die Wahl 
des Gesamtausschusses der Mitarbeiterver-
tretungen der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche Hannovers vom 18. Februar 2020 
(Kirchl. Amtsbl. S. 113) statt. 

5. Der Gesamtausschuss wählt aus seiner Mitte 
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden, eine 
stellvertretende Vorsitzende oder einen stellver-
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tretenden Vorsitzenden und eine Schriftführe-
rin oder einen Schriftführer. Für den Informati-
onsaustausch zwischen Diakonie und verfasster 
Kirche kann ein Mitglied des Gesamtausschus-
ses auf Einladung an den Sitzungen der Ar-
beitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen 
in den Diakonischen Werken Niedersachsens – 
agmav - teilnehmen. Zum gleichen Zweck kann 
der Gesamtausschuss einen Vertreter oder eine 
Vertreterin der Arbeitsgemeinschaft der Mitar-
beitervertretungen in den Diakonischen Wer-
ken Niedersachsens zu seinen Sitzungen einla-
den. 

6. Soweit in dieser Regelung nichts anderes be-
stimmt ist, gelten die §§ 9 bis 19 und 22 bis 30 
MVG-EKD entsprechend. § 15 Absatz 2 MVG-
EKD gilt mit der Maßgabe, dass die Wahlpe-
riode des Gesamtausschusses am 31. Dezem-
ber des Wahljahres endet und die regelmäßige 
Wahl alle vier Jahre in der Zeit zwischen dem 
1. August und 30. November stattfindet. 

7. Die Landeskirche trägt die für den Gesamtaus-
schuss erforderlichen Kosten in entsprechender 
Anwendung des § 30 MVG-EKD. 

8. Zuständig für die Genehmigung der Dienst-
reisen der Gesamtausschussmitglieder ist das 
Landeskirchenamt. 

9. Die Genehmigung gilt im Rahmen der für den 
Gesamtausschuss zur Verfügung stehenden 
Reisekostenmittel generell als erteilt für 
a) Dienstreisen der Mitglieder zu den regelmä-

ßigen Sitzungen des Gesamtausschusses,
b) den geschäftsführenden Vorstand für Dienst-

reisen im Bereich der Konföderation evange-
lischer Kirchen in Niedersachsen zur Wahr-
nehmung der Aufgaben nach Nummer 1,

c) zwei Mitglieder für Dienstreisen zu den 
halbjährlichen Sitzungen der Ständigen 
Konferenz der Gesamtausschüsse der Mit-
arbeitervertretungen der Evangelischen 
Kirche in Deutschland,

d) Dienstreisen zu den Sitzungen der Aus-
schüsse und der Arbeitsgruppen der Lan-
deskirche, in denen der Gesamtausschuss 
mitarbeitet.

 Die Genehmigung gilt, sobald das Benehmen 
mit dem für das Gesamtausschussmitglied zu-
ständigen Anstellungsträger hergestellt ist. Un-
abhängig hiervon sind die jeweiligen Termine 
mit der jeweiligen Dienststelle abzusprechen. 

10. Die Freistellung, die Geschäfts- und Personal-
ausstattung des Gesamtausschusses wird durch 
Vereinbarung geregelt.

 

Abschnitt 2
Übergangs- und Schlussbestimmungen

1. Die Vereinbarung zwischen dem Landeskir-
chenamt und dem Gesamtausschuss der Mit-
arbeitervertretungen über die Geschäfts- und 
Personalausstattung des Gesamtausschusses 
vom 14./15. April 2016 gilt als Vereinbarung 
nach Abschnitt 1 Nummer 10 dieser Regelung; 
sie gilt über den 31. Dezember 2019 hinaus 
fort, solange sie nicht gekündigt wird. Die Kün-
digungsfrist beträgt sechs Monate zum Ende 
eines Kalenderjahres. 

2. Diese Regelung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Regelung 
vom 18. Januar 2017 (Kirchl. Amtsbl. S. 10) 
außer Kraft.

Das Landeskirchenamt

D r.  S p r i n g e r

Nr. 37 Änderung der Satzung des Evange-
lisch-lutherischen Kindertagesstätten-
verbandes Grafschaft Diepholz

Gemäß § 10 Absatz 4 Satz 2 Regionalgesetz ge-
nehmigen wir die vom Verbandsvorstand am 8. 
Juni 2020 beschlossene Änderung der Satzung vom  
8. November 2011 (Kirchl. Amtsbl. S. 232), die 
zuletzt durch Beschluss vom 3. Juni 2019 geändert 
worden ist (Kirchl. Amtsbl. 2020 S. 96). Die Sat-
zungsänderung tritt am 1. August 2020 in Kraft.

In § 2 Absatz 1 Satz 1 wird die Aufzählung wie 
folgt gefasst:
 - „Evangelisch-lutherische Kindertagesstätte  

Aschen
 - Evangelisch-lutherische Kindertagesstätte  

Bahrenborstel
 - Evangelisch-lutherische integrative Kinder-

tagesstätte St. Michaelis, Diepholz
 - Evangelisch-lutherische Kindertagesstätte  

Friedrichstraße, Diepholz
 - Evangelisch-lutherische integrative Kinder-

tagesstätte Lappenberg, Diepholz
 - Evangelisch-lutherische integrative Kinder-

tagesstätte „Spiel(t)räume“ Eydelstedt
 - Evangelisch-lutherische integrative 

Kinder tagesstätte „Thriburi“ Drebber
 - Evangelisch-lutherische integrative Kinder-

tagesstätte „Arche Noah“ Drentwede
 - Evangelisch-lutherische integrative  

Kinder tagesstätte Hemsloh
 - Evangelisch-lutherische Krippe „Am See“  

Hüde
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 - Evangelisch-lutherische Kindertages-
stätte „Lutherspatzen“ Lemförde

 - Evangelisch-lutherische Kindertages-
stätte Neuenkirchen

 - Evangelisch-lutherische integrative  
Kindertagesstätte Scharringhausen

 - Evangelisch-lutherische integrative  
Kindertagesstätte St. Hülfe-Heede

 - Evangelisch-lutherische integrative  
Kindertagesstätte „Regenbogen“ Sulingen

 - Evangelisch-lutherische integrative  
Kindertagesstätte „Pusteblume“ Wagenfeld

 - Evangelisch-lutherische Kindertages-
stätte Wagenfeld-Neustadt“

H a n n o v e r, den 15. Juli 2020

Landeskirchenamt

In Vertretung:

D r.  K rä mer

Nr. 38 Errichtung des Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeindeverbandes Region 
Gleichen (Kirchenkreis Göttingen)

Urkunde

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 des Regionalgesetzes 
ordnen wir Folgendes an:

§ 1

Zur gemeinsamen Erfüllung kirchengemeind-
licher Aufgaben wird ein Kirchengemeindeverband 
mit dem Namen „Evangelisch-lutherischer Kirchen-
gemeindeverband Region Gleichen“ gebildet. Mit-
glieder des Kirchengemeindeverbandes sind:
 - die Evangelisch-lutherische St.-Michaelis-Kir-

chengemeinde Diemarden in Gleichen,
 - die Evangelisch-lutherische Apostel-Kirchen-

gemeinde Gleichen in Gleichen,
 - die Evangelisch-lutherische Kreuzweg-Kir-

chengemeinde Gleichen in Gleichen,
 - die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 

Groß Lengden in Gleichen,
 - die Evangelisch-lutherische St.-Johannis-Kir-

chengemeinde Klein Lengden in Gleichen und
 - die Evangelisch-lutherische St.-Christophorus-

Kirchengemeinde Reinhausen in Gleichen 
(Kirchenkreis Göttingen).

§ 2

Die Satzung des Kirchengemeindeverbandes und 
der Vermerk über die Genehmigung der Satzung 

werden im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht.

§ 3

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 
2020 in Kraft.

H a n n o v e r, den 15. Juli 2020

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

( L . S . )             D r.  K rä mer

Satzung des Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeindeverbandes Region 

Gleichen

Präambel

Ziel und Zweck des Kirchengemeindeverbandes 
ist die enge inhaltliche und personelle Zusammen-
arbeit der Kirchengemeinden bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben. Hierzu gehören insbesondere die 
Zusammenarbeit der Kirchengemeinden bei der 
pfarramtlichen Versorgung der Kirchengemeinden, 
bei der Arbeit der Pfarrämter und Pfarrbüros und 
bei der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Kon-
firmanden.

Darüber hinaus soll der Kirchengemeindeverband 
eine Basisstruktur für eine künftige mögliche In-
tensivierung der Zusammenarbeit in weiteren Be-
reichen, z.B. bei der Stellenplanung und Visitation, 
bieten.

§ 1
Mitglieder, Name und Sitz des 
Kirchengemeindeverbandes

(1) Die evangelisch-lutherischen Kirchengemein-
den Apostel in Gleichen, Diemarden, Groß 
Lengden, Klein Lengden, Kreuzweg in Glei-
chen und Reinhausen, nachfolgend Kirchen-
gemeinden genannt, bilden gemäß §§ 8 ff. Re-
gionalgesetz zur gemeinsamen Erfüllung von 
Aufgaben einen Kirchengemeindeverband.

(2) Der Name des Kirchengemeindeverbandes lau-
tet „Evangelisch-lutherischer Kirchengemein-
deverband Region Gleichen“. Der Kirchenge-
meindeverband hat seinen Sitz in Gleichen. Er 
ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.
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§ 2
Aufgaben des Kirchengemeindeverbandes

(1) Aufgaben des Kirchengemeindeverbandes sind
a) die Abgabe von Stellungnahmen gegenüber 

dem Kirchenkreis im Zuge der Finanz- und 
Stellenplanung,

b) die Anstellung und Leitung von Personal 
für den Kirchengemeindeverband,

c) die Bewirtschaftung der dem Kirchenge-
meindeverband zufließenden Mittel.

d) die Koordination der pfarramtlichen Ver-
sorgung der Kirchengemeinden über die 
Zuständigkeiten der Parochialgrenzen hi-
naus,

e) die Vernetzung der Arbeit, u.a. mit Kindern 
und Jugendlichen und Konfirmanden,

f) die Einrichtung eines gemeinsamen Pfarr-
büros und die Vernetzung der Arbeit der 
bestehenden Pfarrbüros

g) die Organisation der Vertretung der Mit-
glieder der Pfarrämter bei Urlaub, Krank-
heit und Dienstbefreiung,

h) die Vertretung der Kirchengemeinden ge-
genüber dem Kirchenkreis und sonstigen 
Stellen nach dieser Satzung.

(2) Der Kirchengemeindeverband kann auf Antrag 
von Kirchenvorständen der im Kirchengemein-
deverband zusammengeschlossenen Kirchenge-
meinden weitere Aufgaben und Befugnisse der 
beantragenden Kirchengemeinden annehmen. 
Es kann sich hierbei auch um Aufgabenerfül-
lung für einen Teil der Kirchengemeinden han-
deln. Über die Annahme entscheidet der Ver-
bandsvorstand. Aufgabenübertragungen können 
mit einer Frist von einem Jahr an die Kirchen-
gemeinden zurückgegeben oder von Kirchenge-
meinden zurückgenommen werden, bei Einver-
nehmen im Verbandsvorstand auch früher.

(3) Die rechtliche Selbstständigkeit der Kirchenge-
meinden und die kirchengesetzlichen Entschei-
dungskompetenzen ihrer Kirchenvorstände und 
Pfarrämter bleiben unberührt, sofern in dieser 
Satzung nichts anderes geregelt ist.

§ 3
Verbandsvorstand

(1) Organ des Kirchengemeindeverbandes ist der 
Verbandsvorstand.

 Dieser besteht aus:
a) den geschäftsführenden Mitgliedern der 

Pfarrämter der beteiligten Kirchengemein-
den sowie

b) 8 nichtordinierten Mitgliedern, die von den 
Kirchenvorständen der beteiligten Kirchen-
gemeinden aus ihrer Mitte entsandt werden:

 -  2 Mitglieder aus Apostel in Gleichen,
 - 1 Mitglied aus Diemarden,
 - 1 Mitglied aus Groß Lengden,
 - 1 Mitglied aus Klein Lengden,
 - 2 Mitglieder aus Kreuzweg in Gleichen 

und
 - 1 Mitglied aus Reinhausen.

(2) Für jedes gewählte Mitglied kann der Kirchen-
vorstand aus seiner Mitte ein stellvertretendes 
Mitglied wählen.

(3) Ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied 
scheidet aus dem Verbandsvorstand aus, wenn 
eine Eigenschaft wegfällt, die Voraussetzung 
für den Eintritt in den Verbandsvorstand war.

(4) Der Verbandsvorstand wird jeweils innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nach Neubildung 
der Kirchenvorstände neu gebildet. Er wählt 
aus seiner Mitte einen Vorsitzenden oder eine 
Vorsitzende und einen stellvertretenden Vorsit-
zenden oder eine stellvertretende Vorsitzende.

(5) An den Sitzungen des Verbandsvorstandes 
können die stellvertretenden Verbandsvor-
standsmitglieder sowie die übrigen Mitglieder 
der Kirchenvorstände als Zuhörer teilnehmen. 
Weitere fachkundige Personen können beratend 
teilnehmen, wenn der Verbandsvorstand dieses 
beschließt. Die Sitzungen sind grundsätzlich 
nicht öffentlich. Über die Zulassung der Öffent-
lichkeit entscheidet der Verbandsvorstand in 
nicht öffentlicher Sitzung.

(6) Sitzungen sind von dem oder der Vorsitzenden, 
im Falle seiner oder ihrer Verhinderung von 
dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden re-
gelmäßig, mindestens jedoch zweimal im Jahr 
einzuberufen. Sie sind auch auf Antrag eines 
Kirchenvorstandes einzuberufen.

§ 4
Aufgaben des Verbandsvorstandes

(1) Der Verbandsvorstand trägt die Gesamtverant-
wortung für die Arbeit des Kirchengemeinde-
verbandes im Sinne der in § 2 beschriebenen 
Aufgaben. Er hat insbesondere die folgenden 
Aufgaben:
a) Errichtung, Veränderung, Besetzung und 

Aufhebung von Stellen für Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen des Kirchengemeindever-
bandes und die Erstellung von Dienstan-
weisungen,

b) Bewirtschaftung der Mittel des Kirchenge-
meindeverbandes,

c) Abgabe von Stellungnahmen gegenüber 
dem Kirchenkreis im Zuge der Finanz- und 
Stellenplanung, wobei die Delegierten einer 
Kirchengemeinde nicht überstimmt werden 
dürfen.
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d) Entscheidung in weiteren, durch Beschluss 
der beteiligten Kirchenvorstände übertra-
genen Aufgabenbereichen.

(2) Der Verbandsvorstand vertritt den Kirchenge-
meindeverband. In Rechts- und Verwaltungsge-
schäften sowie in gerichtlichen Verfahren wird 
der Verbandsvorstand durch den Vorsitzenden 
oder die Vorsitzende, bei seiner oder ihrer Ver-
hinderung durch den stellvertretenden Vorsit-
zenden oder die stellvertretende Vorsitzende 
vertreten.

(3) Erklärungen des Verbandsvorstandes, durch 
die für den Kirchengemeindeverband Rechte 
oder Pflichten begründet, verändert oder aufge-
hoben oder durch die Vollmachten erteilt wer-
den, sind von dem oder der Vorsitzenden oder 
dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden 
und einem weiteren Mitglied des Verbandsvor-
standes gemeinsam und schriftlich abzugeben. 
Sie sind, sofern sie nicht öffentlich beurkundet 
werden, nur rechtsverbindlich, wenn sie eigen-
händig unterschrieben und mit dem Siegel des 
Kirchengemeindeverbandes versehen worden 
sind. Ist eine kirchenaufsichtliche Genehmi-
gung kirchengesetzlich vorgeschrieben, so ist 
die Erklärung erst mit Erteilung der Genehmi-
gung rechtswirksam. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht für Erklärungen des täglichen Geschäfts-
verkehrs.

(4) Die Bildung von Fachausschüssen ist möglich.

§ 5
Pfarrstellenbesetzung

Vor der Ausschreibung einer Pfarrstelle und vor 
einer Entscheidung über die Besetzung einer Pfarr-
stelle soll dem Verbandsvorstand Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu der beabsichtigten Maßnahme 
gegeben werden.

§ 6
Mitarbeiterstellen des Kirchen-

gemeindeverbandes und Stellenbesetzungen

(1) Der Kirchengemeindeverband kann zur Erledi-
gung von Gemeinschaftsaufgaben Mitarbeiter-
stellen errichten und fungiert dann als gemein-
samer Anstellungsträger.

(2) Die Finanzierung der Mitarbeiterstellen oder 
Mitarbeiterstellenanteile durch die Kirchenge-
meinden oder den Kirchenkreis muss sicherge-
stellt sein.

(3) Über die Besetzung dieser Stellen entscheidet 
der Verbandsvorstand.

§ 7
Zusammenarbeit

(1) Die Pastoren und Pastorinnen, die gemäß § 19 
der Kirchengemeindeordnung in den Kirchen-
gemeinden die Pfarrämter verwalten, arbeiten 
im Kirchengemeindeverband zusammen.

(2) Die Pfarrämter geben dem Verbandsvorstand 
und den Kirchenvorständen einen Jahresbe-
richt. Auf dieser Grundlage wird die Vorauspla-
nung der Arbeit für das nächste Jahr beraten.

§ 8
Haushalt und Finanzierung

Für den Kirchengemeindeverband wird ein Haus-
haltsplan aufgestellt, der vom Verbandsvorstand 
festzustellen ist. Der Aufwand des Kirchengemein-
deverbandes wird aus Umlagen der Kirchengemein-
den finanziert. Soweit es sich um Aufwendungen 
handelt, die alle Kirchengemeinden betreffen, be-
stimmt sich die Umlage nach dem Verhältnis der 
Gemeindegliederzahlen. Beziehen sich Aufwen-
dungen nur auf einzelne Kirchengemeinden, so tra-
gen nur diese im Verhältnis ihrer Gemeindeglieder-
zahlen zur Umlage bei. Für einzelne Projekte kann 
ein abweichender Schlüssel beschlossen werden.

§ 9
Verwaltungshilfe

Das Kirchenkreisamt Göttingen-Münden nimmt 
für den Kirchengemeindeverband Aufgaben gemäß 
§ 64 der Kirchengemeindeordnung wahr.

§ 10
Schiedsklausel

Bei Streitigkeiten über die Auslegung oder An-
wendung dieser Satzung entscheidet der Kirchen-
kreisvorstand.

§ 11
Satzungsänderung

(1) Der Verbandsvorstand kann die Satzung mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen 
(laut § 10 Absatz 4 Satz 1 Regionalgesetz) sei-
ner satzungsmäßigen Mitglieder ändern. Für 
Änderungen der Aufgaben des Kirchengemein-
deverbandes sowie der Zahl der zu wählenden 
geistlichen und nichtgeistlichen Mitglieder des 
Verbandsvorstandes und ihrer Verteilung auf 
die Kirchengemeinden bedarf es der Zustim-
mung aller Kirchenvorstände.

(2) Die Änderung bedarf der Genehmigung durch 
das Landeskirchenamt.
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§ 12
Aufhebung, Ausscheiden

(1) Das Landeskirchenamt kann den Kirchenge-
meindeverband auf Antrag des Verbandsvor-
standes oder eines Kirchenvorstandes oder von 
Amts wegen aufheben. In diesem Fall gehen 
vorhandene Vermögensgegenstände, die von 
einer Kirchengemeinde auf den Kirchenge-
meindeverband übertragen worden sind, auf die 
jeweilige Kirchengemeinde über. Alle weiteren 
Vermögensgegenstände und die Geldmittel des 
Kirchengemeindeverbandes gehen proportional 
zu den Gemeindegliederzahlen der Kirchenge-
meinden auf diese über.

(2) Jede Kirchengemeinde kann frühestens nach 
zwei Jahren mit einer Frist von einem Jahr zum 
Ende eines Haushaltsjahres ihre Ausgliede-
rung aus dem Kirchengemeindeverband beim 
Landeskirchenamt beantragen. Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend.

§ 13
Inkrafttreten, Genehmigung

(1) Diese Satzung tritt am 01.04.2020 in Kraft.
(2) Die Satzung bedarf der kirchenaufsichtlichen 

Genehmigung durch das Landeskirchenamt.

Gelliehausen, den 05.12.2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Apostel in Gleichen
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Diemarden, den 05.12.2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Diemarden
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Groß Lengden, den 05.12.2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Groß Lengden
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Klein Lengden, den 05.12.2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Klein Lengden
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Bremke, den 05.12.2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Kreuzweg in Gleichen
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Reinhausen, den 05.12.2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Reinhausen
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Die vorstehende Satzung genehmigen wir gemäß  
§ 10 Absatz 1 Satz 2 Regionalgesetz kirchenauf-
sichtlich.

H a n n o v e r, den 15. Juli 2020

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

( L . S . )             D r.  K rä mer

Nr. 39 Erweiterung des Evangelisch-luthe-
rischen Kindertagesstättenverbandes 
Syke-Hoya um die Kirchengemeinde 
Twistringen

Urkunde

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 des Kirchengesetzes 
über die regionale Zusammenarbeit von Kirchenge-
meinden ordnen wir Folgendes an:

§ 1

Die Evangelisch-lutherische Luther-Kirchenge-
meinde Twistringen in Twistringen (Kirchenkreis 
Syke-Hoya) wird Verbandsglied des Evangelisch-lu-
therischen Kindertagesstättenverbandes Syke-Hoya.

§ 2

Die genehmigte Satzungsänderung wird im Kirch-
lichen Amtsblatt veröffentlicht.

§ 3

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 
2020 in Kraft.

Hannover, den 2. September 2020

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

( L . S . )             D r.  K rä mer
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Änderung der Satzung des Evangelisch-
lutherischen Kindertagesstättenverbandes 

Syke-Hoya

Gemäß § 10 Absatz 4 Satz 2 Regionalgesetz ge-
nehmigen wir die vom Verbandsvorstand am 25. 
Juni 2020 beschlossene Änderung der Satzung vom 
17. November 2011 (Kirchl. Amtsbl. 2012 S. 46), 
die durch Beschluss vom 14. November 2019 ge-
ändert worden ist (Kirchl. Amtsbl. S. 82). Die Sat-
zungsänderung tritt am 1. August 2020 in Kraft.

1. In § 1 Absatz 1 werden nach dem Wort „Syke“ 
die Wörter „- Evangelisch-lutherische Kirchen-
gemeinde Twistringen“ eingefügt.

2. § 2 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
 „(1) Ziel und Zweck des Verbandes ist es, die 

folgenden evangelischen Tageseinrichtungen 
für Kinder, nachfolgend Kindertagesstätten ge-
nannt, mit klarem evangelischem Profil effizi-
ent zu betreiben:
 - Evangelisch-lutherische integrative Kinder-

tagesstätte „Talita Kumi“ Barrien, Hügelrose 
1, 28857 Syke 

 - Evangelisch-lutherische Kindertagesstätte 
„Lütje Speelhuus“ Barrien, Barrier Straße 8, 
28857 Syke 

 - Evangelisch-lutherische Kindertagesstätte 
„Rentei“ Bassum, Bremer Straße 6, 27211 
Bassum 

 - Evangelisch-lutherische Kindertagesstätte 
„Spatzennest“ Hassel, Grashofsweg 1, 27324 
Hassel 

 - Evangelisch-lutherische Kindertagesstätte 
„Morgenland“ Leeste, Rabenweg 2, 28844 
Weyhe 

 - Evangelisch-lutherische Kindertagesstät-
te „Arche Noah“ Nordwohlde, Nordwohlder 
Dorfstraße 11, 27211 Bassum 

 - Evangelisch-lutherische integrative Kinder-
tagesstätte „Sonnenstrahl“ Syke, Wilhelm-
Heile-Straße 2a, 28857 Syke 

 - Evangelisch-lutherische Kindertagesstät-
te Twistringen, Stöttinghauser Straße 27, 
27239 Twistringen 

 -  Evangelisch-lutherische Kindertagesstätte 
„Pusteblume“ Kirchweyhe, Auf dem Geest-
felde 30, 28844 Weyhe 

3. § 2 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
 „(3) Der Kindertagesstättenverband ist Träger 

aller Rechte und Pflichten, die sich aus den mit 
den jeweiligen Kommunen geschlossenen Be-
triebsführungsverträgen ergeben.“

4. In § 4 Absatz 4 werden die Wörter „derzeit 
vorhandenen“ und das Wort „weiterhin“ gestri-
chen.

H a n n o v e r, den 2. September 2020

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

( L . S . )             D r.  K rä mer
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Nr. 40 Urlauberseelsorge-Dienst 2021

Ha n nover, den 26. August 2020

In der Evangelisch – lutherischen Landeskirche 
Hannovers wird für das Jahr 2021 der Urlauberseel-
sorge-Dienst ausgeschrieben. 

Auf Antrag werden Pastorinnen und Pastoren zu 
den im Anhang beschriebenen Diensten beauftragt. 

Bewerbungen bitten wir nach vorheriger Rück-
sprache mit dem zuständigen Pfarramt des Einsatz-
ortes und mit der Referentin für Urlauberseelsorge 
auf dem Dienstweg an das Landeskirchenamt zu 
richten. Eine Beauftragungszeit beträgt mindestens 
14 Tage.

Der Dienst in Urlaubsgebieten, zu denen das Lan-
deskirchenamt den Auftrag erteilt, wird gemäß § 4 
Absatz 3 der Urlaubsbestimmungen vom 14. De-
zember 2005 (Kirchl. Amtsbl. S. 281), zuletzt geän-
dert am 17.Dezember 2007 (Kirchl. Amtsbl. 2008, 
S. 7) auf den Erholungsurlaub nicht angerechnet.

Pastorinnen und Pastoren im Ruhestand können 
noch für das Kalenderjahr beauftragt werden, in 
welchem sie das 75. Lebensjahr vollenden. 

Bewerbungen von Diakoninnen und Diakone oder 
Prädikantinnen und Prädikanten zur Mitarbeit in 
der Urlauberseelsorge in den ausgeschriebenen Or-
ten sind nach vorheriger Absprache mit der Referen-
tin für Urlauberseelsorge an das Landeskirchenamt 
möglich. 

Für den Dienst am Einsatzort gelten die oben ge-
nannten Bestimmungen mit Ausnahme der Urlaubs-
regelungen, die mit dem jeweiligen Anstellungsträ-
ger zu klären sind.

Der beauftragten Person werden die notwendigen 
Fahrtkosten für die Reise zum und vom Einsatz mit 
einem regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittel 
(2. Klasse) vom zuständigen Kirchen(kreis)amt er-
stattet. Besteht die Möglichkeit, vergünstigte Fahrt-
kosten zu nutzen, so ist diese wahrzunehmen.

Zusätzlich wird beauftragten Personen unentgelt-
lich Unterkunft gewährt. Kosten für die Mitnahme 
von Familienangehörigen und sonstige Kosten gehen 
zu Lasten der beauftragten Person. Eine Entschädi-
gung für den Dienst kann nicht gezahlt werden.

Interessierte setzen sich bitte für alle Einsatz-
orte in Verbindung mit Pastorin Antje Wachtmann, 
Referentin für Kirche im Tourismus / Urlauber-
seelsorge im Haus kirchlicher Dienste der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, Mail: 
urlauberseelsorge@kirchliche-dienste.de, Telefon 
04941/959251, Fax: 04941/991736, Anschrift; 
Georgswall 7, 26603 Aurich.

Weitere Informationen: www.urlauberseelsorge.
info

Das Landeskirchenamt

D r.  Spr inger

III. Mitteilungen

Region Ostfriesland

Kurpredigerstelle Zeit Kirchenkreis Besondere Aufgaben

26579 Baltrum Januar –
Dezember

Norden 14-tägig: Gottesdienst oder Kindergottesdienst, 
wöchentlich: 2 Andachten, 1 christl. Themen-
abend. Bereitschaft zur Arbeit mit Kindern, 
Teamarbeit und Gespräch. Alles andere nach 
Absprache mit dem örtlichen Pfarramt. 
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26757 Borkum Januar –
Dezember

Emden-Leer Gottesdienste, Familiengottesdienste, thema-
tische Gesprächsabende, Vorträge, medita-
tive Strandspaziergänge oder Pilgerwege über 
die Insel, ökumenische Dreiklang-Andachten, 
Abendandachten (u.a. Abendgebet nach Taizé), 
Bereitschaft zu Seelsorgegesprächen, Gästetrau-
ungen oder Dankgottesdienste zu Ehejubiläen. 
Eigene Ideen und Vorschläge sind ausdrücklich 
erwünscht und willkommen. Die jeweiligen Auf-
gaben werden in Absprache mit dem Pfarramt 
flexibel und der saisonalen Situation entspre-
chend vereinbart. 

26553 Dornum-
Westeraccumersiel
(KG Westeraccum)

Juni –
August

Harlingerland Gottesdienste und Einzelveranstaltungen auf 
dem Campingplatz, geistliche Angebote und 
Sprechzeiten, Vorträge und Gesprächsangebote 
nach Absprache. Für die Zeit der Seelsorge 
wird ein Diensthandy zur Verfügung gestellt. 
Auch eigene Ideen und Vorschläge sind gerne 
erwünscht.

26427 Esens-Bensersiel Juni – 
September

Harlingerland Der Verantwortungsbereich der Urlauber*innen-
Seelsorge umfasst grundsätzlich den gesamten 
Bereich der Ev.-luth. St.-Magnus-Kirchenge-
meinde Esens. Einen Schwerpunkt der Tätigkeit 
stellt der Campingplatz in Bensersiel dar, ist 
aber nicht darauf begrenzt. 

wöchentlich:
- 1x Gottesdienst, entweder im/am Kirchenzelt 
auf dem Campingplatz Bensersiel oder in der St. 
Magnus-Kirche Esens
- 1x Abend-Andacht im Kirchenzelt (mittwochs)
- „Musik und Texte zur Marktzeit“ (mittwochs) 
in der St. Magnus-Kirche
- mindestens ein weiteres geistliches Angebot 
eigener Wahl 
- Öffnung der St. Magnus-Kirche Esens für 
Besucher*innen am Samstagvormittag; wäh-
renddessen Präsenz in/vor der Kirche.

außerdem:
- Seelsorge für Urlauber*innen
- mind. 2-3x wöchentlich für jeweils 2-3 Std. 
Präsenz auf dem Campingplatz bzw. am Strand 
(z.B. im „Pastoren-Strandkorb“)
- Rufbereitschaft über das „Urlauberhandy“ 
- ggf. Durchführung von Kasualien für Ur-
lauber*innen.

Zusätzliche Veranstaltungsangebote nach ei-
genem Interesse und Fähigkeiten sind möglich 
und willkommen. 
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26571 Juist Januar –
Dezember

Norden Predigtgottesdienste, zwischen Pfingsten und 
Erntedank liturgisch geprägter Wochenschluss-
gottesdienst mit Bildmeditation, Abendmahl 
und Gästekantorei, verschiedene Andachten, 
Vortrags- und Gesprächsabende, Gästetrau-
ungen und -taufen, Seelsorge und Beratung, 
in Absprache mit dem örtlichen Pfarramt. Wö-
chentliche Dienstbesprechung, in der die Got-
tesdienste gemeinsam vorbereitet werden.

26465 Langeoog Januar –
Dezember

Harlingerland Wöchentlich abwechselnd Predigt- und Fami-
liengottesdienste, Andachten, Gesprächs- und 
Vortragsabende. Bereitschaft zu Gästetrau-
ungen oder -taufen, Dankgottesdiensten zu Ehe-
jubiläen, Seelsorgegesprächen. Eigene Ideen 
und Vorschläge sind willkommen. Die jewei-
ligen Aufgaben werden in Absprache mit dem 
Pfarramt flexibel und der saisonalen Situation 
entsprechend vereinbart. Alles nach Absprache 
mit dem örtlichen Pfarramt.

26506 Norddeich Juli –
September

Norden Gute-Nacht-Kirche für Kinder, Präsenz im 
Kirchenstrandkorb; wöchentlich: Gottesdienst 
(anschl. Zeit für Gespräche); nach Absprache: 
Vortrags- und Gesprächsabend, offenes Singen, 
Abendandacht am Strandkorb, meditative Spa-
ziergänge; Einzelseelsorge bei Bedarf. 

26548 Norderney Januar – 
Dezember

Norden U. a. Gottesdienste, Andachten, Vortrags- oder 
Gesprächsabend, Gästetrauungen, meditative 
Angebote, ggf. Einzelseelsorge, Krankenhaus-
seelsorge an Inselgästen; Kirchenführungen. 
Alles nach Absprache mit dem örtlichen Pfarr-
amt.

 26474 Spiekeroog Januar – 
Dezember

Harlingerland Übernahme von Sonntagsgottesdiensten, Pre-
digtgottesdienst oder Kindergottesdienst in 
Absprache mit dem Pfarramt. Übernahme von 
Abendandachten in der Alten Kirche, Gestal-
tung von Veranstaltungen wie Gesprächsabende, 
Kirchenführungen, Wanderungen über die Insel 
mit geistlichen Impulsen, Lesungen, Angebote 
für Familien, z.B. Lagerfeuerabende, Guten-
Abend-Geschichte, Mittags- oder Abendgebet 
am ökumenischen Strandkorb. Bereitschaft zur 
Übernahme von Taufen oder Trauungen von Gä-
sten.  



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 4/2020

137

26409 Carolinensiel Juni –
September

Harlingerland Gottesdienste in Absprache mit dem Pfarramt, 
z. T. „Open-Air“ und in Kooperation mit „Kir-
che Unterwegs“; Abendandachten in der Deich-
kirche und am Strand; Gesprächsangebot für 
Einzelseelsorge im „Kirchenstrandkorb“ und 
auf Anfrage; gelegentlich Konzertbegleitung 
mit ehrenamtlichen Team; weitere Veranstal-
tungsangebote nach eigenem Interesse und Nei-
gungen (z. B. Radtour mit Kirchenführungen, 
Offenes Singen, Themenabende...); Bereitschaft 
zur Übernahme von Taufen oder Trauungen von 
Gästen.

26427 Neuharlingersiel Juni – 
September

Harlingerland Gottesdienste im Haus am Hafen, Abendan-
dachten in der historischen Sielhofkapelle, 
Gesprächsangebot für Einzelseelsorge u.a. im 
Strandkorb der Kirchengemeinde, Übernahme 
von Taufen oder Trauungen von Gästen, weitere 
Veranstaltungsangebote nach eigenem Interes-
se und Fähigkeiten, Hafengottesdienste in Ab-
sprache und Zusammenarbeit mit dem örtlichen 
Pfarramt.

Region Elbe-Weser

Kurpredigerstelle Zeit Kirchenkreis Besondere Aufgaben

27476 Cuxhaven-
Duhnen
 

Ganz-
jährig 
(nach 
Bedarf) 

Cuxhaven-
Hadeln

Predigt- und Familiengottesdienste in der Duh-
ner Kapelle, Gute-Nacht-Geschichten (Di.-Fr.) 
oder Andachten in der Andachtsreihe (Di.-Sa.), 
theologisch-geistliche Vortrag- & Gesprächsa-
bende, Einzelseelsorge bei Bedarf, ggf. Amts-
handlungen (Urlaubertaufen im Sonntagsgottes-
dienst, Urlaubertrauungen, Hochzeitsjubiläen) 
in Absprache mit der Urlauberpastorin vor Ort.
 

27632 Dorum Juni –
Oktober 

Wesermünde Urlaubergottesdienste (auch für Familien und 
„in anderer Form“) in den Kirchen und beim 
Strandfest (August); Gute-Nacht-Geschichte 
im Kinderspielhaus am Strand; Bereitschaft zu 
Seelsorgegesprächen; weitere Angebote (Vorträ-
ge, offenes Singen etc.) nach Absprache und je 
nach Wunsch und Neigung. Ein Schwerpunkt 
liegt neben den Gottesdiensten bei Angeboten 
für Kinder und Familien.

Interessierte setzen sich bitte für alle Einsatzorte in Verbindung mit 

Pastorin Antje Wachtmann, Referentin für Kirche im Tourismus / Urlauberseelsorge 
im Haus kirchlicher Dienste der Evangelisch - lutherischen Landeskirche Hannovers,

E-Mail: urlauberseelsorge@kirchliche-dienste.de, 
Telefon 0 49 41 / 95 92 51, Fax: 0 49 41 / 99 17 36, 
Anschrift; Georgswall 7, 26603 Aurich.

Weitere Informationen: www.urlauberseelsorge.info
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IV. Stellenausschreibungen

Hinweis:
Nach der Neufassung von § 8 des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes (PfStBG; vgl. Seite 158 im Kirchl. Amts-
bl. Nr. 6/2010) werden Pfarrstellen seit Januar 2011 rechtsverbindlich nur noch im Internet unter

www.freie-pfarrstellen.de 

ausgeschrieben. Die ausgeschriebenen Stellen erscheinen dort zum 1. jeden Monats. 

Nachrichtlich:
Das Kirchenamt der EKD schreibt die Wiederbesetzung der Auslandspfarrstellen in Addis Abeba (Äthio-
pien), Toronto (Kanada), Oslo (Norwegen), Genf (Schweiz) aus. Ausschreibungsunterlagen und ausführliche 
Informationen über die jeweilige Pfarrstelle erhalten Sie online www.ekd.de/auslandspfarrstellen



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 4/2020

Herausgeber:  Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers, Landeskirchenamt, 
  Rote Reihe 6, 30169 Hannover
  Telefon: 0511 1241-0, Fax: 0511 1241-266

 NORD-LB Hannover IBAN: DE78 2505 0000 0101 3591 31  BIC: NOLADE2HXXX
 Evangelische Bank IBAN: DE76 5206 0410 0000 0060 09  BIC: GENODEF1EK1

Druck:   Leinebergland Druck GmbH & Co. KG, Alfeld

Die Lieferung an kirchliche Dienststellen der Landeskirche ist unentgeltlich. 

Das Kirchliche Amtsblatt ist auch online abrufbar unter: 
http://www.landeskirche-hannovers.de/evlka-de/meta/service/kirchliches-amtsblatt 

Erscheinungsweise: nach Bedarf




